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Allgemeine Ortskrankenkasse für den Amtsbezirk Pforzheim.

Wir suchen zum sofortigen oder späteren Eintritt einen mit

den Bestimmungen der Keichsversicherungsordnung und des

hierauf bezüglichen Rechnungswesens durchaus vertrauten

Angestellten,
dem die fortlaufende Prüfung der Jahresrechnungen obliegt.

Die Stelle gehört der Gehaltsklasse 2 der Dienstordnung an.

(Derzeitiges Grundgehalt von 2200 bis 3300 Mk.; daneben bis zur

Neuregelung Teuerungszulage- in Höhe von 250 Mk. pro Monat

für Verheiratete und 200 Mk. für Ledige.) [m
Ausführliche Offerten mit Angaben der seitherigen Tätigkeit,

mit Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen (Anrechnung von

Dienstjahren) erbeten an den Vorsitzenden Josef Perko in Pforzheim,

Goethestraße 3!».

Wir suchen per 1. Oktober einen tüchtigen

mit agitatorischen Fähigkeiten. Reflektanten, welche

einer freigewerkschaftlichen Organisation angehören
müssen, wollen ihre Bewerbung mit der Aufschrift

„Bewerbung" bis zum 1. September beim Kollegen
Werner, Bremen, Roßbachstraße 17, einreichen.

Verband der Bureauangesteilten Deutschlands

Bezirk Bremen. [824
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Bote holt und bringt Wasche ins Haus,
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Die Berechnung von Fristen aus der Reichs¬

versicherungsordnung.
Von Ernst Liebelt, Dresden.

In den §§ 124 bis 134 RVO. sind die Be-

Stimmungen zusammengefaßt, welche für die Be¬

rechnung von Fristen zur Anwendung zu kommen

habeil. Dabei handelt es sich nicht nur um die

Berechnung von Fristen für die ordentlichen

Träger der Sozialgesetzgebung, sondern die Be¬

stimmungen gelten auch für die Ausführungs¬
behörden in der Unfallversicherung (§ 894) und

die Sonderanstalten in der Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung (§ 1372). Den prinzipiellen
Grundsatz der Fristenberechnung enthält § 124

Abs 1, er lautet: „Richtet sich der Anfang einer

Frist nach einem Ereignis oder Zeitpunkt, so be¬

ginnt die Frist mit dem Tage, der auf das Er¬

eignis oder den Zeitpunkt folgt. Daraus ergibt
sich zunächst die Tatsache, daß der Tag, an

welchem das Ereignis oder der Zeitpunkt eintritt,
oder mit anderen Worten, an welchem die Frist

n Lauf gesetzt wird, bei der Berechnung der
Frist nicht mitgezählt werden darf.

In Nr. 12 der „Volkstüml. Zeitschr.*4 wird ein

Aufsatz über „Mitgliedschaft in der Kranken¬

versicherung* veröffentlicht, in welchem nebenher

von einer Fristenberechnung die Rede ist. Es
wird dort die Sechswochenfrist behandelt, welche

erforderlich ist, um die freiwillige Mitgliedschaft
in der Krankenversicherung fortzusetzen (§ 313).
Der Verfasser kommt aber bei der Angabe der

einzelnen Daten zu einem falschen Ergebnis.
§ 124 Abs. 1 RVO. ist ihm nicht unbekannt, denn
er führt ihn selbst an, aber er zieht nicht die

richtigen Schlußfolgerungen daraus. Wenn jemand
am 18. Februar die Arbeit aufgenommen hat, so

wird zwar an diesem Tage die Frist ausgelöst,
sie selbst beginnt aber erst am 19. Februar.

Erreicht also das Arbeitsverhältnis am 31. März
sein Ende, so ist die Sechswochenfrist nicht ge¬
wahrt; das wäre erst dann der Fall, wenn das

Arbeitsverhältnis bis 1. April gedauert hat. Es
s* nicht richtig, wie der Verfasser jenes Auf¬
satzes meint, daß in diesem Falle die sechswöchige
Mitgliedschaft rückwärts zu rechnen sei. Anfang
nd Ende eines bestimmten Ereignisses, das für

Ansprüche irgendwelcher Art von Bedeutung ist,
nnen nicht getrennt voneinander behandelt

werden, sondern die beiden Grenzen entscheiden

ja erst darüber, ob der Anspruch berechtigt ist

oder nicht. Aber selbst wenn die gegenteilige
Auffassung richtig wäre, würde an dem Ergebnis
durchaus nichts geändert werden, wenn nur die

Bestimmung des § 124 Abs. 1 richtig angewendet
wird. Wenn das Arbeitsverhältnis am 31. März

beendet ist, so ist ebenfalls wie im ersten Falle,
dieser Tag bei Berechnung der Frist nicht mit¬

zurechnen. Man kann nun aber nicht etwa die

Frist vom 1. April ab rechnen, sondern es muß

dann schon die ganze &eit umgekehrt werden.

Der erste Tag der Frist wäre demnach der 30. März

und der letzte Tag ist der 17. Februar. Es würde

ja auch der Willkürherrschaft Tür und Tor ge¬
öffnet sein, wenn es lediglich auf die Berech-

nungsmethode, welche angewendet wird, ankommt,
ob die Frist gewahrt ist oder nicht.

Ähnlich verhält es sich mit der anderen Mög¬
lichkeit aus § 313 RVO., die freiwillige Mitglied¬
schaft fortzusetzen. Wer in den vorangegangenen
12 Monaten mindestens 26 Wochen aut Grund der

Reichsversicherung oder bei einer knappschaft¬
lichen Krankenkasse versichert war, kann in seiner

Klasse oder Lohnstufe Mitglied bleiben, solange
er sich regelmäßig im Inland aufhält und nicht

Mitglied einer anderen Krankenkasse oder einer

knappschaftlichen Krankenkasse wird. Hier wird

die Zeit, wenn dasselbe Beispiel beibehalten wird,
welche mit dem 1. April des vorhergegangenen
Jahres beginnt und durch Mitgliedschaften ge¬
deckt ist, gezählt.

Die Ansprüche aus der Reichsversicherungs¬
ordnung sind zunächst nur an die Verjährungs¬
fristen gebunden. In diesem Zusammenhange
sollen nur die Verjährungsfristen behandelt werden,
welche auf die Leistungen der Versicherungsträger
Bezujj haben. Die Verjährung von Rückständen

und Rückerstattung von Beiträgen sollen un-

erörteit bleiben. § 29 Abs. 2 sagt ganz allgemein:
Der Anspruch auf Leistungen der Versicherungs¬
träger verjährt in vier Jahren nach der Fälligkeit,
soweit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt.

Daraus würde zu entnehmen sein, daß die An¬

sprüche auf Leistungen aus der Unfallversiche-
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rung nach Ablauf von vier Jahren verjährt sind.

§ 223 Abs. 1 besagt bezüglich der Krankenversiche¬

rung daß Ansprüche auf Kassenleistungen in zwei

Jahren nach dem Ta^e ihrer Entstehung verjähren.
Für die Invaliden und Hinterbliebenenversiche¬

rung bestimmt 8 1253. daß Renten für länger als

auf ein Jahr rückwärts vom Tage des Antrages

gerechnet, nicht gezahlt werden, es sei denn, der

Berechtigte sei durch außerhalb seines Willens

liegende Verhältnisse verhindert worden, den

Antrag rechtzeitig zu stellen. Der Antrag muß

dann innerhalb drei Monaten nach Wegfall des

Hindernisses gestellt werden. Ein Anspruch auf

Krankengeld, der ara 1 April entsteht, kann nur

geltend gemacht werden, wenn die Geltendmachung
bis spätestens am 1. April des zweiten darauf¬

folgenden Jahres erfolgt. Im allgemeinen wird

ja diese Möglichkeit nicht gegeben sein, weil das

Krankengeld nur bei Erwerbsunfähigkeit gewährt
wird und diese wiederum ärztliche Behandlung
bedingt. Aber während des Krieges dürfte es

doch hin und wieder vorgekommen sein, daß

Heeresangehörige welche Mitglieder der Kranken¬

kassen waren, denen die ärztliche Behandlung
von der Militärverwaltung gewährt wurde, aus

Unkenntnis der gesetzlichen Bestimmungen oder

aus sonstigen Gründen von der Verfolgung ihrer

Ansprüche Abstand genommen haben.

Die Versicherungsträger außer in der Kranken¬

versicherung, haben schriftlichen Bescheid zu er¬

teilen (§§ 1583, 1631). Ein Bescheid ist auch dann

zu erteilen, wenn der Anspruch abgelehnt wird.

Gegen die Entscheidungen der Versicherungs¬
träger kann das Rechtsmittel in Anspruch ge¬
nommen werden. Das Rechtsmittel ist binnen

einem Monat nach der Zustellung der angefochtenen
Entscheidung bei der für die Entscheidung zu¬

ständigen Stelle einzulegen.*) Wenn der Bescheid

eines Versicherungsträgers, welcher am 15. April
zugestellt wird, durch das Rechtsmittel angefochten
werden soll, dann muß dasselbe spätestens am

15. Mai bei der für die Entscheidung zuständigen
Stelle eingehen. Wird der Bescheid am 31. Januar

zugestellt, dann muß das Rechtsmittel bereits

am 28. bzw. 29. Februar eingelegt werden, weil

nach § 128 RVO. dasselbe binnen einem Monat

eingelegt sein muß. Ist dieser Tag ein Sonn¬

oder gesetzlicher Feiertag, dann endet die Frist

am nächsten Werktage (§ 127 Abs. 1). Läuft z. B.

eine Frist am 24. Dezember ab und ist dieser Tag
ein Sonntag, so kann das Rechtsmittel noch am

27. Dezember eingelegt werden, ohne daß der

Einwand, die Frist sei verstrichen, erhoben werden

kann, weil der 25. und 26. Dezember gesetzliche
Feiertage sind

Wenn oben gesagt ist, daß das Rechtsmittel

bei der Stelle einzulegen ist, welche darüber zu

entscheiden hat, so ist das nicht unbedingte
Voraussetzung. Die Frist gilt auch dann als ge¬
wahrt, wenn das Rechtsmittel innerhalb der vor¬

geschriebenen Zeit bei einer andern inländischen

Behörde oder bei einem Organ der Versicherungs¬
träger, für die Seeunfallversicherung auch bei

einem deutschen Seemannsamt des Auslandes

eingegangen ist (§ 129 Abs. 2). Diese andere

Behörde oder das Organ des Versicherungsträgers
hauen das Rechtsmittel unverzüglich an die zu¬

ständige Steile abzugeben. Es ist also zulässig,
daß dasselbe beispielsweise bei der Krankenkasse

M Eine Ausnahme hiervon machen die Urteile
der Versieht rungsämter in Sachen der Kranken¬

versicherung. Gegen diese wird das Rechtsmittel
wieder beim Versicherungsamt eingelegt (§ 1680).

4

abgegeben wird und diese ist dann verpflichtet,
das Weitere zu veranlassen. Da in den meisten
Fällen der Bescheid die Stelle angibt, in der
Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung ist es

Vorschrift (§ 1631), bei welcher das Rechtsmittel

einzulegen ist, dürfte von der oben angedeuteten
Möglichkeit kein grolier Gebrauch gemacht werden.

Für Seeleute, die sich außerhalb Europas auf¬

halten gilt nicht die Frist von einem Monat
Die Stelle, welche die angefochtene Entscheidung
erlassen hat, ist auch verpflichtet, die Frist fest¬

zusetzen. Sie muß mindestens drei Monate be¬

tragen (§ 128 Absatz 2). Zum Begriff „Europa"
gehören auch die Gewässer, welche der Ober¬

hoheit eines europäischen Staates unterliegen,
soweit sie nicht einem außereuropäischen Erdteil

angehören. Wenn ein Schiff einen europäischen
Hafen verlassen hat und es wird einem Mitglied
der Besatzung eine Entscheidung zugestellt, so¬

lange sich das Schiff noch in den Hoheitsgewässern
eines europäischen Staates befindet, würde die
Frist von einem Monat anzuwenden sein. Doch
steht diesem der § 131 RVO. zur Seite, welcher

besagt, daß ein Beteiligter, der durch Natur¬

ereignisse oder andere unabwendbare Zufälle
verhindert ist, eine gesetzliche Verfahrensfrist

einzuhalten, die Wiedereinsetzung in den vorigen
#
Stand beantragen kann. Der Seemann wäre also

in der Lage, beim Anlaufen eines Hafens das

Rechtsmittel zur Post zu geben oder dasselbe

gegebenenfalls beim deutschen Seemannsamt

einzulegen, wenn er nicht schon vorher in der

Lage gewesen ist, sei es durch Abgabe an einen

begegnenden mit dem Ziel Deutschland fahrenden

Dampfer oder auf andere Weise die Abgabe des¬

selben zu bewerkstelligen. Die Wiedereinsetzung
in den früheren Stand, die nicht nur Seeleute

beantragen können sondern jedermann, wenn

sonst die Voraussetzungen zutreffen, kann nur

innerhalb eines Monats beantragt werden, nachdem

der Hinderungsgrund weggefallen ist.
Was in vorstehendem bezüglich der Bescheide

der Versicherungsträger gesagt ist, gilt auch für

die Entscheidungen der Spruchbehörden.
Da es sich in der vorliegenden Arbeit lediglich

darum handeln sollte, die Fristenberechnung zu

behandeln, welche bei materiellen Ansprüchen
gegen die Versicherungsträger anzuwenden sind,
soll auf die anderen Fristen nicht näher ein¬

gegangen werden. Abgesehen von § 609, der die

Feststellung von Renten für Unfallverletzte be¬

handelt, behandeln die §§ 284, Abs. 1, 998 Abs. 2

und 1509 das Verhältnis zu anderen Beteiligten.
Wenn hier auch andere Zeiten in Frage kommen,
so ist doch die Berechnung dieselbe, als wie in

vorstehendem dargelegt ist.

Die Frist ist gewahrt, wenn das Rechtsmittel
an dem Tage, an welchem dieselbe abläuft, b*i

der zu entscheidenden Stelle, bei einer anderen

inländischen Behörde oder bei einem Organ der

Versicherungsträger oder für Seeleute bei einem

deutschen Seemannsamt des Auslandes zur Kernt

nis gelangt. Die Abgabe bei diesen Stellen m

also so früh geschehen, das dieselben in der La*1

sind, während der Dienststunden Kenntnis von

dem Rechtsmittel zu nehmen. Es genügt nich\

daß das Rechtsmittel am letzten Tage zur Post

gegeben wird oder dasselbe erst nach Bure

schluß bei der betreffenden Stelle eingeht. Die

Auffassung, daß die Frist erst abgelaufen -

wenn der betreffende Tag sein Ende erreicht hat,

ist nicht richtig, weil dann praktisch zu d

Rechtsmittel erst Stellung genommen werden

könnte, wenn die Frist berei's verstrichen ist.

DD D
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Die Krankenkassen als Organe der Angestellten
Versicherung.

Von Friedrich Kleeis in Halle a. d. S.

Die abgeschlossene Sonderstellung der An¬

gestelltenversicherung im Rahmen unserer ganzen
sozialen Einrichtungen hat schon eine umfang¬
reiche Kritik erfahren. Die vorhandenen Miß¬

stände liegen aber nicht allein in dieser Sonder¬

stellung, sondern auch in der ÜberZentralisation,
in die die Angestelltenversicherung gekleidet ist.

In der Regel laufen die Abänderungsvorschläge
darauf hinaus, die Angestelltenversicherung mit

der verwandten Invalidenversicherung zu ver

binden. Jn der Tat bietet auch dieser Gedanke
einen gangbaren Ausweg. Namentlich nach den
revolutionären Umwälzungen des letzten Jahres,
die alle die politischen Voraussetzungen und
Zwecke der Angestelltenversicherung über den
Haufen geworfen hat, ist für diese als Sonder¬

pinrichtung kein Raum mehr. Die Widerstände,
die einer solchen Zusammenlegung der beiden
erwähnten Versicherungszweige entgegenstehen,
sind jedoch recht erheblicher Art. Ob sie bei
der in Aussicht stehenden „großen* Reform
unserer Sozialversicherung überwunden werden

können, erscheint noch sehr zweifelhaft. Die

gegenwärtige Nationalversammlung ist in sozial¬

politischen Dingen kein Himmelsstürmer, wie
ihre Haltung in der Frage der Ersatzkranken¬
kassen usw. bewiesen hat. Es muß daher dahin

gestrebt werden, Maßnahmen zu ergreifen, die
nicht so einschneidender Art, aber gleichwohl
geeignet sind, die Mißstände zu mildern und die
auch, selbst wenn die Verschmelzung kommt, ihre

Notwendigkeit und Bedeutung behalten. Sie
müssen darin bestehen, die Verwaltung der Ver¬

sicherung zu vereinfachen und den Verkehr der
Versicherten mit ihr zu erleichtern.

Die Unerläßlichkeit solcher Schritte ergibt
sich aus folgenden Ziffern. Die Verwaltungs¬
kosten der Angestelltenversicherung betrugen
im Jahre 1917 schon rund 7,2 Millionen Mark,
obgleich ihre ganze Tätigkeit fast nur in der Ein¬
hebung der Beiträge bestand, da im allgemeinen
Leistungen noch nicht gewährt wurden. Die
angegebenen Verwaltungskosten betrugen 5,6 v. H.
Ier Beitragseinnabmen jenes Jahres, die 127,6 Mill.
Mark betrugen. Die Verwaltungskosten der

Invalidenversicherung (Landes Versicherungs¬
anstalten) betrugen dagegen nur 26 Millionen Mark
bei 226 Millionen Mark Beitragseinnahmen, also
etwa 11,4 v.H. der letzteren. Der Schluß, daß
die Angestelltenversicherung mit ihren 5,6 v. H.
nilliger wäre als die Invalidenversicherung mit
ihren 11,4 v. H. wäre aber falsch. Es muß viel¬
mehr berücksichtigt werden, daß der durch¬
schnittliche Jahresbeitrag zur Angestelltenver-
^icherung (120 Mark) sechsmal so hoch ist als
•i zur Invalidenversicherung (20 Mark) und daß
lie Einziehung und Verbuchung von 120 Mark
* ch nicht mehr Verwaltungsarbeit zu machen
braucht als die von 20 Mark. Hätte also die
^ngestelltenversicherung gleiche Beträge wie die

vaJidenversicherung, so würde sich der Prozent-
- von 5,6 v. H. auf 33,6 v. H. stellen. Man kann

iaher den SchluC ziehen, daß die Angestellten-
Versicherung dreimal so teuer arbeitet wie die

alidenversicherung. Zu demselben Schlüsse
"nimt man übrigens auch, wenn man die Ver-
-heitenzahl beider Versicherungszweige be¬

dachtet. Die Angestelltenversicherung hat rund

l8/* Millionen Versicherte, die Invalidenversiche¬
rung aber rund 15 Millionen.

Die hohen Unkosten der Verwaltung der
Angestelltenversicherung sind auch begreiflich.
Die Arbeit der Landesversicherungsanstalten
besteht in einer einfachen Aufbewahrung der
Quittungskarten, wohingegen bei der Reichs¬
versicherungsanstalt für Angestellte ein ganz
verwickelter Buchungsvorgang zwölfmal im Jahre
auf jedem Versichertenkonto eintritt. Mögen dabei
auch viele Hilfsmittel einer hochentwickelten
Bureautechnik zur Anwendung kommen, so liegt
es doch in der Natur, der Sache, daß der ganze
umständliche Riesenapparat nicht leichter arbeiten
kann. Die früher oft aufgestellte Behauptung,
je größer ein Verwaltungsorganismus ist, um so

billiger arbeitet er, hat sich nicht allenthalben
als zutreffend erwiesen. Es sei zum Beweise
nur auf unsere Riesen-Ortskrankenkassen ver

wiesen. So ist es erklärlich, daß die seinerzeit
für die Verwaltung der Angestelltenversicherung
veranschlagte Aufwendung von 21/« v. H. viel zu

niedrig war. Nach dem stürmischen Anstieg der
Verwaltungskosten in den er*ten Monaten des
Jahres 1919 wird wohl bald mit 15 bis 20 v. H
der Beitragseinnahmen zu rechnen sein. Wären
also die Beiträge zur Angestelltenversicherung
ebenso niedrig wie die zur Invalidenversicherung,
so würden sie von der Verwaltungsausgabe voll¬
ständig aufgezehrt.

Über den Geschäftsgang bei der Reichsver¬
sicherungsanstalt für Angestellte gibt ein Kenner
der Verhältnisse folgende beinahe ergötzliche
Darstellung: Wenn ein Brief eingeht, wird er

zunächst mit dem Eingangsstempel versehen und
der zuständigen Buchungsstelle überwiesen.
Schon das erfordert meist mehrere Tage, weil
die Versicherungsanstalt täglich durchschnittl;ch
7000 Schriftstücke erhält, die sortiert werden
müssen. Das Verfahren der Sortierung, für die es

bisher Grobsortierer, Kleinsortierer, Nummerierer
und Schreiber gab, ist vor kurzem unter Aus¬

schaltung der Feinsortierer und Nummerierer
vereinfacht worden. Bei der Bearbeitung der
Eingänge ist zunächst zu prüfen, ob sich eines
von den 200 Formularen anwenden läCt. Ist das
nicht möglich, so wird ein Entwurf angefertigt,
der an den Vorprüfer geht. Dieser gibt ihn nicht
selten deshalb zurück weil er ein paar Worte
andern zu müssen glaubt. Dann kommt der Brief
gewöhnlich nach acht Tagen (es kann auch länger
dauern) wieder zur Buchungsstelle, wo der Ent¬
wurf noch einmal geschrieben werden muß.
Dann geht die Sache wieder zum Vorprüfer und
nach erteilter Billigung weiter zum Referenten.
Dort kann sich aber die Bemängelung wieder¬
holen und es kommt nicht selten vor, daß der
Referent (ein Assessor) und der Vorprüfer (ein
Sekretär) sich in die Haare geraten, weil sie über
einen Ausdruck verschiedener Meinung sind.
Ist der Entwurf endlich von beiden unterzeichnet,
geht er wieder zur Buchungsstelle zurück. Von
dort wandert er zur Kanzlei, wo nunmehr der
Bescheid abgeschrieben und nachgelesen wird.
Darauf setzt er seine Reise fort, macht nochmals
Halt beim Referenten, der ihn unterschreiben muß,
und erreicht dann glücklich die Versendr stelle.
Selbst bei Ausschaltung aller Verwickelungen,
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die sich in manchen Fällen ergeben können,

nimmt die „glatte44 Erledigung eines Bescheides

vier W chen Zeit in Anspruch. Müssen auch noch

Akten aus anderen Abteilungen angefordert
werden, was häufig vorkommt, so kann es noch

viel länger dauern.

Was insbesondere das Kassenwesen anbetrifft,

so setzt die große Zahl der in einem so großen

Betrieb vorhandenen, gleich oder ähnlich lautenden

Konten eine ständige ungewöhnliche Aufmerksam¬

keit bei der Bearbeitung voraus. Trotzdem sind

Kontenverwechslungen nicht zu vermeiden. Es

sind zwar „Buchungsnummern" eingeführt, die

von den Geldeinsendern angegeben werden sollen,

doch geschieht dies nur in seltenen Fällen

Kommen Zeiten, wie die jetzigen der Demobil¬

machung, in denen die Zahl der Versicherten

sich plötzlich fast verdoppelt, ohne daß die Zahl

der Beamten sich entsprechend steigern läßt,

türmen sich hohe Rückstände zu erledigender
Arbeiten an. Nun ließe sich vielleicht durch Hin¬

richtung von Ausgabestellen, Hebestellen oder

dergleichen eine Erleichterung schaffen. Dadurch

würde aber nur die Verwirrung, die heute in der

Bevölkerung über die Organisation der Sozial¬

versicherung vorhanden ist, vergrößert. Die

Angestelltenversicherung muß wohl dezentrali¬

siert, doch dabei auch Bedacht auf Vereinfachung

gelegt werden. Das kann nur eben sachlicher

auch durch räumliche Zusammenlegung mit von

anderen schon bestehenden Versicherungszweigen
geschehen.

Die örtliche Zentralstelle für die Durchführung
der sozialen Versicherung muß mehr und mehr

die Ortskrankenkasse werden. Sie hat der natür¬

liche Mittelpunkt der Praxis der Versicherung
zu sein. Vielleicht kann sie dann auch ihren

Namen in „Ortsversicherungskasse44 umwandeln.

Mit Recht ist schon in großen Teilen des Reiches

(Sachsen, Thüringen, Hansestädte usw.) den

Krankenkassen die Einziehung der Invalidenver¬

sicherungsbeiträge übertragen worden. Die Erfolge
damit sind jedenfalls durchschlagend; sie liegen
sowohl im Interesse der Versicherten, der Arbeit¬

geber, als auch der Landesversicherungsanstalten.
Die Versicherten haben eine größere Gewähr, daß

die Beiträge in den vorgeschriebenen Umfang,
Lohnklasse usw. wirklich abgeführt werden. Sie

erleiden dann keine Schädigungen beim Bezug
von Leistungen, die nach der Beitragsentrichtung
bemessen werden. Die Arbeitgeber haben weniger
Arbeit, da sie die Marken nicht zu kleben, sich

nicht mit den Quittungskarten zu ärgern haben

usw. Die Landesversicherungsanstalten erzielen

höhere Einnahmen, ersparen Beitragskontrolle
usw. Es kann kaum einem Zweifel unterliegen,
djß im Hinblick auf die vielseitigen Wünsche

dieses Einzugsverfahren bei der bevorstehenden

Reform unserer Sozialversicherung obligatorisch
eingeführt wird.

Was liegt uns näher, als auch eine Reihe ört¬

licher Geschäfte der Angestelltenversicherung den

Allgemeinen Ortskrankenkassen zu übertragen?
In erster Linie kommt hier die Einziehung der

Versicherungsbeiträge in Frage. Sodann kommen

auch noen andere Obliegenheiten in Betracht.

Die bisherigen „Ortsausschüsse der Vertrauens¬

männer der Angestelltenversicherung44 mögen gut

gemeint sein, es muß aber gesagt werden, daß

erstens ihre Aufgaben recht beschränkte sind, daß

aber weiter aus natürlichen Gründen sie diesen

auch nur mangelhaft gerecht werden können.

Die Versicherten und Arbeitgeber werden froh

sein, eine örtliche Stelle zu haben, wo sie die

einschlägigen Geschäfte abwickeln, Auskünfte

erhalten können usw. Der ungeheure Schrift-

Wechsel der „Buchungsstelle44 wird eingeschränkt
und viele Beschwerden über Verzögerung in der

Erledigung von Schriftstücken werden wegfallen.
Was besser und schneller an Ort und Stelle er¬

ledigt werden kann, wird der Krankenkasse über¬

tragen.
Die Krankenkasse hat über die Angestellten

jedes Arbeitgebers genau Buch zu führen Sie

erteilt die Beitragsqaittungen für die Versicherten.

Auch hierin scheint uns ein großer Vorteil zu

liegen. Denn es wird sich mehr und mehr heraus¬

stellen, daß bei dem seitherigen Verfahren die

Quittungen, welche die Arbeitgeber in den

Quittungskarten leisten, recht erhebliche Ab¬

weichungen mit der tatsächlichen .Beitrags¬
entrichtung an die Reichsversicherungsanstalt
aufweisen. Wie sollen in dieser Richtung Irr¬

tümer, die Jahre zurückliegen, aufgeklärt wer¬

den? Auch hier wird die Einziehung der Bei¬

träge durch die Ortskrankenkasse eine größere
Sicherheit für die richtige, dem Gesetz ent¬

sprechende Beitragszahlung bringen. Die Reichs-

Versicherungsanstalt erteilt keine Beitrags Quit¬

tung; die Abgabe von Beitragsmarken hat sie

nach Möglichkeit eingeschränkt. Den Versicherten

wird es lieb sein, von einer amtlichen Stelle, wie

es die Krankenkasse ist, eine Quittung zu erhalten.

Das gilt namentlich auch für die Selbstversicherung.
Die Krankenkasse rechnet etwa halbjährlich mit

der Reichsversicherungsanstalt ab und teilt dabei

die Gesamtzahlungen für die Versicherten mit.

Freilich wird auch dann noch die Reichsversiche¬

rungsanstalt viel Arbeit haben, aber das liegt
eben an dem unglücklichen Aufbau der ganzen

Angestelltenversicherung. Hier könnte nur eine

weitere Vereinfachung durch Angliederung an

die Invalidenversicherung helfen.

Wenn die Krankenkassen vielleicht 1 bis 2 7. H.

der vereinnahmten Beiträge als Vergütung er¬

halten, so werden sie zufrieden sein, das wäre

erheblich mehr, ja doppelt soviel, als sie zur Zeit

für die Einziehung der lnvalidenversicherungs

beitrage erhalten. Die Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte würde aber durch diese Dezentrali¬

sation eine Reihe von Millionen Mark ersparen.
Daneben bestehen die schon angedeuteten Vor¬

teile für die Versicherten und die Arbeitgeber,
namentlich auch auf dem Gebiete der Heilbehand¬

lung. Anknüpfungen bestehen ja hier schon durch

die Abmachungen der Reichsversicherungsanstalt
mit den Krankenkassen auf dem Gebiete des

Zahnersatzes. Es muß noch darauf hingewiesen
werden, daß die Angestelltenversicherung auf die

Dauer bei dem jetzigen System der Beitragsent
richtung auch nicht ohne eine durchgreifende
feeitragsüberwachung auskommen wird, wie sie

z. B. die Landesversicherungsanstalten durch

zahlreiche Kontrolleure einführen mußte. Die

Notwendigkeit ist in der Angestelltenversiche-

rung ebenso groß. Es würden für die Kontrolle

hohe Ausgaben entstehen, die bei einer Beitrags

einziehung durch die Krankenkassen wegfallen
würden.

Die Reichsversicherungsanstalt für

gesteinte erhielt durch die Einrichtung einen ein¬

fachen Aufbau, ähnlich dem einer größeren Landes

Versicherungsanstalt Sie wird mit einem *

geringeren Beamtenbestand auskommen. Die

Ersparnisse können zum Ausbau der Fürsorge

benutzt werden. Im allgemeinen geschähe damit

aber ein weiterer Schritt im Ausbau und der

Vereinheitlichung der Sozialversicherung Die
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Erfolge würden noch erhöht werden, wenn die

Krankenkassen ebenfalls zentralisiert würden und

lie „Einheitskasse44 entstünde, die Gesetzgebung
sollte diese Anregungen gründlich prüfen. Hier¬

bei könnte auch erwogen werden, worauf wir

hier nicht des näheren eingehen wollen, ob nicht
auch auf dem Gebiete der Festsetzung der Ent¬

schädigungen (Renten usw.) und der Überwachung
der Rentenempfänger die Mitwirkung der Kranken¬
kassen geradezu unerläßlich werden wird.

Verwaltung.
Gesetz Ober Wochenhilfe und Wochen¬

fürsorge
(nach den Beschlüssen der Nationalversammlung).

I. Wochenhilfe.

§ 1. Der § 179 Abs. 1 RVO. erhält folgenden
Wortlaut:

„Gegenstand der Versicherung sind die in

diesem Buche vorgeschriebenen Leistungen der
Krankenkassen (§ 225) an Krankenhilfe, Wochen¬

hilfe, Sterbegeld und an Familienhilfe.44

§ 2. An Stelle des § 195 RVO. treten fol¬

gende Vorschriften:

§ 195a. Wöchnerinnen, die im letzten Jahre

vor der Niederkunft mindestens sechs Monate
hindurch auf Grund der Reichsversicherung oder
bei einer knappschaftlichen Krankenkasse gegen
Krankheit versichert gewesen sind, erhalten als
Wochenhilfe

1. einen einmaligen Beitrag zu den Kosten der

Entbindung in Höhe von 50 Mk.,
2. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes,

jedoch mindestens 1,50 Mk. täglich, einschließ¬
lich der Sonn- und Feiertage, für zehn Wochen,
von denen mindestens sechs in die Zeit nach
der Niederkunft fallen müssen,

3. eine Beihilfe bis zum Betrage von 25 Mk. für
Hebammendienste und ärztliche Behandlung,
falls solche bei Schwangerschaftsbeschwerden
erforderlich werden,

1. solange sie ihre Neugeborenen stillen, ein

Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes,
jedoch mindestens 75 Pf. täglich, einschließlich
der Sonn- und Feiertage, bis zum Ablauf der
zwölften Woche nach der Niederkunft.

Neben Wochengeld wird Krankengeld nicht

gewährt; die Wochen nach der Niederkunft
müssen zusammenhängen.

§ 195b. Die Satzung kann die Dauer des

Wochengeldbezugs bis auf 13 Wochen, des Still-

teldbezugs bis auf 26 Wochen erweitern.

§ 195c. Die Vorstände der Krankenkassen,
knappschaftlichen Krankenkassen und Ersatz¬
kassen können beschließen, statt der baren Bei¬
hilfen nach § 195a Nr. 1 und 3 freie Behandlung
durch Hebamme und Arzt sowie die erforder¬
liche Arznei bei der Niederkunft und bei

Schwangerschaftsbeschwerden zu gewähren. Es
ist zulässig, auch nur eine oder mehrere der
genannten Sachleistungen gegen entsprechende
Aufrechnung an der Barentschädigung zu ge¬
währen.

Ein solcher Beschluß kann nur allgemein
für alle Wöchnerinnen gefaßt werden, denen
die Kasse nach § 195a Wochenhilfe zu leisten hat.

§ 3. Der § 197 RVO. erhält folgenden Wort¬
laut:

„Ist die Wöchnerin während des letzten
Jahres bei mehreren Krankenkassen, knapp¬
schaftlichen Krankenkassen oder Ersatzkassen
versichert gewesen, so haben die anderen der

leistungspflichtigen Kasse auf Verlangen die

Leistungen aus den §§ 195a, 195c, 196 nach

¦8 5.

§6.
§7.

Verhältnis der Mitgliedzeit zu erstatten. Dabei
ist für Aufwendungen, welche die Kasse nach

§ 195c gemacht hat, in jedem Einzelfall als ein¬

maliger Beitrag zu den Kosten der Entbindung
(§ 195a Abs. 1 Nr. 1) der Betrag von 50 Mk. und
als Beihilfe für Hebammendienste und ärztliche

Behandlung bei Schwangerschaftsbeschwerden
(§ 195 a Abs. 1 Nr. 3) der Betrag von 15 Mk. zu

ersetzen.44

Der Erstattungsanspruch ist nur bis zur

Höhe des Anspruchs begründet, welcher der
Wöchnerin gegen die erstattungspflichtige Kasse
zugestanden hätte, wenn diese leistungspflichtig
gewesen wäre. Für Leistungen, welche diese
Kasse nach § 195 c gewährt, werden die im
Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Beträge angesetzt.44

§ 4. Der § 198 RVO. fällt weg.
Die Nr. 3 des § 199 RVO. fällt weg.
Der § 200 RVO. fällt weg.
Im § 419 Abs. 2 RVO. erhält der letzte

Halbsatz folgenden Wortlaut:

„ . . . . ebenso gelten entsprechend die
§§ 195a bis 195c, 196, 197, 199, 224."

§ 8. Der Umstand, daß nach der Beendigung
des letzten Krieges dem Reiche nicht mehr Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnliche Dienste im Sinne der Be¬
kanntmachungen, betreffend Wochenhilfe während
des Krieges, vorn 3.Dezember 1914 (RGBl. S.492),
über Krankenversicherung und Wochenhilfe wäh¬
rend des Krieges vom 28. Januar 1915 (RGBl. S.49)
und der Bekanntmachung, betreffend Ausdehnung
der Wochenhilfe während des Krieges, vom

23. April 1915 (RGBl. S. 257) geleistet werden,
steht der unverkürzten Zahlung der Wochenhilfe
aus Ansprüchen nicht entgegen, die auf Grund
dieser Bekanntmachungen, der Verordnung, be¬
treffend Krankenversicherung und Wochenhilfe
während des Krieges, vom 1. März 1917 (RGBl.
S. 200) oder der Bekanntmachung, betreffend
Krankenversicherung und Wochenhilfe während
des Krieges, vom 22.November 1917 (RGBl. S.1085)
entstanden sind.

Für Personen, die während des letzten Krieges
dem Reiche Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche
Dienste geleistet haben, steht bei Anwendung der
im Abs. 1 bezeichneten Bekanntmachungen sowie
der Verordnung, betreffend Krankenversicherung
und Wochenhilfe während des Krieges, vom

l.März 1917 (RGBl. S. 200) die Zeit zwischen der

Beendigung des Krieges und der Entlassung aus

den Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen Diensten
der Zeit der Lf stung dieser Dienste gleich. Für
die Zeit nach .er Entlassung gilt § 1 der Ver¬

ordnung über die Wochenhilfe aus Mitteln des
Reichs vom 21. Dezember 1918 (RGBl. S. 1467)
entsprechend.

§ 9. Die Leistungen, die nach den im § 8 be¬
zeichneten Bekanntmachungen und Verordnungen
zu zahlen sind, werden insoweit erhöht, daß der

Entbindungsbeitrag 50 Mk. beträgt, die Beihilfe
bei Schwangerschaftsbeschwerden bis zum Betrage
von 25 Mk. gewährt und das Wochengeld für
zehn Wochen gezahlt wird.
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II. Famllienbilfe.

§ 10. An Stelle des § 205 RVO. treten

folgende Vorschriften:

§ 205 a* Versicherungsfreie Ehefrauen,

Töchter, Stief- und Pflegetöchter der Ver¬

sicherten, die mit diesen in häuslicher Ge¬

meinschaft leben, erhalten als Wochenhilfe die

im § 195 a bezeichneten Leistungen. Dabei be¬

trägt das Wochengeld 1,50 Mk. täglich, das

Stillgeld 75 Pf. täglich. Die Satzung kann den

Betrag des Wochengeldes und des Stillgeldes

je bis auf die Hälfte des Krankengeldes des

Versicherten erhöhen.

Die §§ 195 b, 195 c, 1%, 197, 199 gelten ent¬

sprechend.
§ 205b. Die Satzung kann zubilligen:

1. Krankenpflege an versicherungsfreie Familien¬

mitglieder der Versicherten,

2. Sterbegeld beim Tode des Ehegatten oder

eines Kindes eines Versicherten. Es kann

für den Ehegatten bis auf zwei Drittel, fur

ein Kind bis auf die Hälfte des Mitglieder-

Stertegeldes bemessen werden und ist um

den Betrag des Sterbegeldes zu kürzen, auf

das der Verstorbene selbst gesetzlich ver¬

sichert war.

§ 205 c. Für den Übergang von Schaden¬

ersatzansprüchen versicherungsfreier Familien¬

mitglieder (§§ 205 a, 205 b) auf die Kranken¬

kassen gilt § 1542 entsprechend.
§ 205 d. Die Leistungen der Kasse nach

§ 205 a werden ihr durch das Reich zur Hälfte

erstattet. § 197 Abs.l Satz 2 gilt entsprechend.
Die Kasse hat die verauslagten Beträge dem

Versicherungsbeamten nachzuweisen; dieses hat

das Recht der Beanstandung; das Oberversiche¬

rungsamt entscheidet darüber endgültig. Soweit

die Kassen auf Grund des § 205c Ersatz erhalten,

hat das Reich Anspruch auf Anrechnung der

Hälfte.

Das Nähere über die Nachweisung, Ver¬

rechnung und Zahlung bestimmt das Reichs¬

arbeitsministerium.

§ 11. Der § 216 Abs. 2 RVO. erhält folgenden
Wortlaut:

.Hat der Berechtigte im Inlande Angehörige,
denen Familienhilfe zusteht, so ist diese zu ge¬

währen.44

§ 12. Sind in der Landwirtschaft Beschäf¬

tigte oder Dienstboten nach den §§ 418, 435 RVO.

von der Versicherungspflicht befreit, so hat der

Arbeitgeber den versicherungsfreien weiblichen

Familienmitgliedern ($ 2ü5a) der Befreiten, die

mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben,
die im § 195a RVO. in der Fassung des §2
dieses Gesetzes bezeichneten Leistungen aus

eigenen Mitteln zu gewähren. Die §§ 195b,

195c, 196, 197, 199 RVO., der § 205 a Abs.l

Satz 2, 3, § 205c RVO. in der Fassung des § 10

dieses Gesetzes sowie die §§ 224, 422 RVO.

gelten entsprechend.
§ 12a. Im^5O()Abs.lRVO.wirdZifferf,205d44

eingefügt. Hinter § 507 Abs. 1 Satz 1 ist ein¬

zufügen: ,,§ 205d findet Anwendung.44
§ 12 b. Im § 1542 RVO. ist vor dem Worte

„Krankheit44 einzufügen „Schwangerschaft44.

III. Beitrage.

§ 13. Der § 3-4 Abs.2 Satz 1 RVO erhält

folgenden Wortlaut:

„Kassen mit Familienhilfe nach § 205b

können von den Versicherten mit Familien¬

angehörigen einen Zusatzbeitr ig erheben, den
die Satzung allgemein festzusetzen hat.44

§ 14. In den §§ 386, 388 RVO. werden die
Worte: viereinhalb vom Hundert44 durch die Worte:

„siebeneinhalb vom Hundert44, im § 267 Nr. 2, § 389
Abs. 1, § 390 Satz 1 RVO. die Worte: „sechs vom

Hundert44 durch die Worte: „zehn vom Hundert44

ersetzt.

IV. Wochenfürsorge.

§ 15. Minderbemittelte Wöchnerinnen, für die
nach den bestehenden Vorschriften kein Anspruch
auf Wochenhilfe besteht, erhalten aus Mitteln des

Reichs eine Wochenfürsorge.
Als minderbemittelt gilt

1. eine verheiratete Wöchnerin, wenfl ihres Ehe¬

manns und ihr Gesamteinkommen in dem

Jahre oder Steuerjahre vor der Entbindung
den Betrag von zweitausendfünfhundert Mark

nicht überstiegen hat. Dieser Betrag erhöht

sich für jedes vorhandene Kind unter fünf-

zehn Jahren um zweihundertfünfzig Mark.

2. eine unverheiratete Wöchnerin, wenn ihr

Gesamteinkommen in dem Jahre oder Steuer¬

jahre vor der Entbindung den Betrag von

zweitausend Mark nicht überstiegen hat. Die

Vorschrift Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 16. Die Wochenfürsorge wird durch die

Allgemeine Ortskrankenkasse, in deren Bezirk

der gewöhnliche Aufenthaltsort der Wöchnerin

liegt, und, wo eine solche Kasse nicht besteht,
durch die Landkrankenkasse geleistet.

§ 17. Als Wochenfürsorge werden die im

§ 195 a RVO. in der Fassung des § 2 dieses Ge¬

setzes bezeichneten Leistungen gewährt. Dabei

beträgt das Wochengeld einundeinehalbe Mark,
das Stillgeld fünfundsiebzig Pfennig täglich.
§ 195 c RVO. in der Fassung des § 2 dieses Ge¬

setzes gilt entsprechend.
§ 18. Die Leistungen der Kasse werden ihr

durch das Reich erstattet. § 197 Abs. 1 Satz 2 RVO.

in der Fassung des § 3 dieser Gesetzes gilt ent¬

sprechend.
Die Kasse hat die verauslagten Beträge dem

Versicherungsamte nachzuweisen, dieses hat das

Recht der Beanstandung, das Oberversicherungs¬
amt entscheidet darüber endgültig.

Das Nähere über die Nachweisung, Verrech¬

nung und Zahlung bestimmt das Reichsarbeits¬

ministerium.

§ 18a. Soweit eine unverheiratete Wöchnerin

von dem Vater des Kindes Ersatz von Entbin-

dungs- und sonstigen Kosten verlangen kann,

geht der Anspruch auf das Reich in Höhe der

von ihm erstatteten Beträge über.

Das gleiche gilt für den Unterhaltsar spruch
der Wöchnerin gegen unterhaltspflichtige Ver¬

wandte.

Neben dei Verwandten haftet dem Reicht

der Vater des Kindes als Gesamtschuldner.

§ 19. Einer Satzungsänderung auf Grund der

Vorschriften dt r §§ 15 bis 18 bedarf es für die

Kissen nicht.

§ 20. Für das Verfahren bei Streit zwischen,

den Empfangsberechtigten und den Kassen über

die Leistungen nach den §§ 15 bis 17 gelten die

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung üb

das Verfahren bei Streitigkeiten aus der Kranken

Versicherung; jedoch entscheidet das Oberver-

sicherungsamt endgültig; die §§ 1693, 1799 RVO

gelten entsprechend.
Für die Leistungen und den Anspruch darauf

gelten die £§ 118, 119, 210, 219, 220, 222 bis 224

RVO. entsprechend.
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Die Steuerbehörden haben den Kassen und

den Versicherungsbehörden auf Anfordern Aus¬

kunft über die Verhältnisse der Wöchnerin oder

-s Ehemannes zu geben.

V. Schlußvorschriften.

§ 21. Die Vorschriften der §§ 8, 9 treten mit

(j r Beendigung d^s Krieges in Kraft.

Im übrigen tritt dieses Gesetz mit dem 1. Ok¬

tober 1919 in Kraft. Wöchnerinnen, die vor diesem

Tage entbunden worden sind, erhalten von diesem

T^e ab das Wochengeld und das Stillgeld nach

diesem Gesetze, jedoch abzüglich der zwischen

dem Tage der Niederkunft und dem 1. Oktober

1919 liegenden Zeit. Steht der Wöchnerin für

diese Zeit ein Anspruch auf Wochenhilfe nach

anderen Vorschriften zu, so bewendet es bei

diesen Vorschriften. Ist am 1. Oktober 1919 die

Bezugsdauer für das Wochengeld oder das Still¬

geld zwar nach diesen Vorschriften, nicht aber

räch dem vorliegenden Gesetz abgelaufen, so sind

der Wöchnerin diese Leistungen bis zum 1. Ok¬

tober weiterzugewähren.
§ 22. Soweit Gesetze und andere Rechts-

n rmen auf Vorschriften verweisen, welche dieses

Gesetz ändern oder aufheben, treten an deren

Stelle die entsprechenden Vorschriften dieses

Gesetzes.

Erhöhung der Beitrage für die Invaliden-

und Hinterbliebenenversicherung. Der Ausschuß

der Thüringischen Landesversicherungsanstalt hat

beschlossen, von der Reichsregierung und der

Nationalversammlung die Vorlage eines Gesetz¬

entwurfs zu fordern, durch den durch eine we-

> ntliche Erhöhung der Beiträge zur Invaliden-

.nd Hinterbliebenenversicherung den Landes¬

versicherungsanstalten die finanzielle Gesundung
und die Betätigung auf dem Gebiete der all¬

gemeinen Wohlfahrtspflege ermöglicht werden soll.

Das Dresdener Jahrbuch der Krankenver¬

sicherung 1918. Das vom Hauptverband deutscher

ortskrankenkassen herausgegebene Jahrbuch der

Krankenversicherung 1918 gibt einen ungemein
interessanten und lehrreichen Einblick in den

Stand der deutschen Krankenversicherung im

Jahre 1918, das als eines der schwersten Jahre

nicht nur in der Geschichte des deutschen Vater¬

landes, sondern auch der deutschen Kranken¬

versicherung bezeichnet wird. Besonders ver-

neerend war für die Krankenkassen das zwei¬

malige überaus starke Auftreten der Grippe¬
epidemie im Sommer und Herbst 1918. Viele

Krankenkassen sind dadurch an den Rand ihrer

Leistungsfähigkeit gelangt und werden ihre Tätig¬
keit wesentlich einschränken müssen, wenn nicht

das Reich helfend eingreift. Deutlich illustriert

wird der Einfluß dieser Epidemie an dem hohen

Krankenstande arn 1. August und 1. November

18. Er betrug am 1. August 1918 = 4,56 v. H.

^gen 2,76 v. H. 1915, 2,59 v. H. 1916 und 3,36 v. h.

1917. Am 1. November 1918 zeigte der Krankenstand

noch ungünstigeres Bild, nämlich 8,18 v. H.

f^gen 2,61 v. H. 1915, 2,53 v. H. 1916, 2,82 v. H. 1917.

Im Jahre 1918 waren im ganzen 5 710251 Ver-

-erungsfälle mit einem Gesamtkostenaufwande

:W0 668 525 Mk. zu erledigen. Bei den Einzel¬

nen der Krarkenversicherung berünrt das

'hrbuch die Ärziefrage, die Arzneimittelversor-

g, die Rechtsgrundsätze des Reichsversiche-

gsamtes im Krankenversicherungswesen im

re 1918 und schließlich sonstige Verwaltungs¬
weg Bezüglich der Ärztefrage erfahren wir, daß
lie Erneuerung der Ärzteverträge, die ungefähr zu

80 v. H. Ende 1918 abliefen, in dem letzten Drittel
des Jahres 1918 zu schweren Kämpfen zwischen
dem Leipziger Ärzteverband und dem Haupt¬
verband deutscher Ortskrankenkassen geführt
hat, die bei dem Widerstände der Ärzte ziemlich

ergebnislos verliefen. Schließlich kam die Ver¬

ordnung der Reichsregierung vom 23. Dezember
1918 zustande, die eine Verlängerung der bis¬

herigen Arztverträge bis zum 31. Dezember 1919
und Bewilligung von Teuerungszuschlägen zu

dem Arzthonorar, die sich zwischen 10 bis 33!/a v. H.
der alten Sätze bewegen, ermöglicht. Der Haupt¬
verband vertritt den Standpunkt, daß die Ärzte¬

frage in ihren Beziehungen zur Krankenversiche¬

rung unbedingt anders geregelt werden müsse
als bisher, und zwar spätestens mit der bevor¬
stehenden Neuregelung der Krankenversicherung.
Dies sei nicht nur im Interesse der Leistungs¬
fähigkeit der Krankenkassen notwendig, sondern
auch um den Mitgliedern eine ärztliche Behand¬

lung sicher zu stellen, die den Namen einer

solchen wirklich verdiene, und schließlich erfor¬
dere auch die Zuspitzung der wirtschaftlichen

Lage des Arztberufes ein Eingreifen der Gesetz¬

gebung. Der Arztberuf sei auf eine wesentlich
andere Grundlage zu stellen, er sei als freier
Beruf einfach unmöglich geworden. Schon vor

dem Kriege habe sich eine Überfüllung des ärzt¬
lichen Berufes in den Großstädten und ein Ärzte¬

mangel auf dem Lande bemerkbar gemacht.
Dieser Zustand habe sich während des Krieges,
in dessen Verlaufe 5800 neue Ärzte approbiert
worden seien, noch wesentlich verschärft. Es
müßten Mittel und Wege gefunden werden, das

Überangebot von Ärzten aus den Großstädten

auf das Land abzuleiten; hier könnten aber nur

gesetzliche Maßnahmen helfen. Interessant sind

die Mitgliederzahlen, die je nach der Art der

Städtegruppe auf einen praktischen Arzt entfallen;
es kommen in den Großstädten je 282, in den

Mittelstädten je 252, in den Kleinstädten je 246

und in den Landbezirken je 187 Mitglieder auf

einen Arzt. Größer ist die Zahl der Mitglieder,
die auf einen Facharzt entfallen, am größten die

Zahl der Mitglieder, die auf Zahnärzte und Zahn¬

techniker entfallen. In den Großstädten hat jeder
Zahnarzt 2043, in den Mittelstädten 2210, in den

Kleinstädten 940, in den Landbezirken 1104 Mit¬

glieder zu versorgen. Die entsprechenden Zahlen

bei den Zahntechnikern lauten: 2229,1416, 673, 654.

Bezüglich der Arzneimittelversorgung ist zu

erwähnen, daß zu jeder Rezeptur ein Teuerungs¬
zuschlag von 20 v. H. erhoben werden kann. Der

Teuerungszuschlag bezieht sich nicht auf die Hand¬

verkaufsartikel. Die Arzneitaxe ist auch im Jahre

1918 entsprechend den gestiegenen Marktpreisen
unaufhaltsam in die Höhe gegangen. Die A*znei-

taxe von 1919 weist gegenüber der vc^ 1918 eine

Preissteigerung bei 424 Mitteln im Larchschnitt

von 25 v. H. gegenüber von 35 v. H. im Vorjahre
auf. Die Verordnungsweise der Ärzte wird von

der Beratungsstelle für Heilwesen des Haupt¬
verbandes ständig kontrolliert. Ihre Bemühungen
haben auch einen in di<* Augen springenden Erfolg
gehabt, denn während die Arzneipreise um mehr

als 50 v. H. gestiegen sind, ist es trotzdem ge¬

lungen, bei den Kassen, die der Beratungsstelle
angeschlossen sind, die Kosten wesentlich nied¬

riger zu halten. Im vierten Vierteljahr 1917

entfielen bei den angeschlossenen Kassen auf

einen Kranken 3,82 Mk., im vierten Vierteljahr
1918 auf einen Kranken 4,68 Mk.

Die Gesamtzahl der versicherungspflichtigen
Mitglieder betrug am 1. Januar 1918 = 8 671 188,
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und zwar 4 230 450 männliche und 4 440 738 weib¬

liche Personen. War es während des Krieges

erklärlich, daß die Zahl der weiblichen Kassen¬

mitglieder größer war als die der männlichen, se¬

ist es doch bezeichnend, daß auch nach dem Ein¬

setzen der wirtschaftlichen Demobilmachung die

Zahl der weiblichen Versicherten die der männ¬

lichen Versicherten noch erheblich überstieg.
Sehr bemerkenswert ist die Feststellung des

Jahresoericnts, daß die gesetzliche Erwerbslosen¬

fürsorge auf die wirtschaftliche Lage der Kranken¬

kassen einen günstigen Einfluß ausgeübt hat. Da

die aus Reichsmitteln gezahlte Erwerbslosen¬

fürsorge wesentlich höhere Unterstützungssätze
als die Krankenkassen zahlen, nimmt der Erwerbs¬

lose in Krankheitsfällen häufig nur ärztliche Be¬

handlung in Anspruch und bezieht daneben

die höhere Erwerbslosenunterstützung, indem er

auf die Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit
durch seinen Arzt verzichtet. Über die YVohl-

fahrtseinrichtungen des Hauptverbandes mit seinen

ihm angeschlossenen 1193 Kassen ist zu sagen,

daß 12 Kassen Badeanstalten, 13 Kassen Zahn¬

kliniken. 24 Kassen Genesungsheime, 2 Kassen

Lungenheilstätten, 3 Kassen Tageserholungs¬
stätten, 1 Kasse eine Poliklinik und 88 Kassen

eigene Verwaltungsgebäude besitzen.

Wie im Vorjahre, bringt das Jahrbuch 1918

wiederum aus der Feder hervorragender Fach¬

leute eine Reihe von Aufsätzen über den Stand

der Volksgesundheitspflege. Wir erwähnen die

Aufsätze: Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

von Dr. W. Fischer, Berlin; Bekämpfung der Tuber¬

kulose von Dr. Ulrici; Gewerbliche Gesundheits¬

pflege im Jahre 1918 von Professor Dr. med.

Sommerfeld; Wohnungsfürsorgen von Regierungs¬
rat Dr. Hans Kampfmeier in Karlsruhe; Bevölke¬

rungspolitik, Mutterschutz und Säuglingsfürsorge
von Dr. med. Alfons Fischer, Karlsruhe; öffent¬

liche Gesundheitspflege von Sanitätsrat Dr.Hanauer

in Frankfurt a. M. Daran schließen sich die für

die Krankenkassen wichtigen Fragen der Kriegs¬
wirtschaft und Kriegsbeschädigtenfürsorge. Das

Jahrbuch ist ein hervorragendes Nachschlagewerk
für alle diejenigen, die in der Krankenversiche¬

rung ehrenamtlich oder beruflich tätig sind und

dürfte es im Hinblick auf seinen reichen Inhalt

bei l'einer Kasse fehlen Das Buch, das 145 Groß¬

oktavseiten zählt und hübsch broschiert ist, wird

von der Verlagsgesellschaft Ortskrankenkasse in

Dresden I, Sternplatz 7, zu dem angesichts der

heutigen enormen Teuerungsverhältnisse erstaun¬

lich billigen Preise von 2,50 Mk. geliefeit. Wl.

Kl. Der Bericht des Reidisversicherungsamts
auf das Jahr 1918 hält sich wieder an das übliche

Schema. Die ganze Form des Berichts, die etwas

systematischer sein könnte, läßt die überragende
Bedeutung dea Amtes in dem Aufbau der Sozial¬

versicherung nicht recht erkennen. Zwar finden

sich in den Übersichten über die Verwaltungs¬
vorgänge in der Unfall-, Invaliden- und Hinter¬

bliebenen Versicherung manche zusammengefaßte
Darstellungen, aber schon die Mitteilungen über

die Rechtsprechung sind hier sehr lückenhaft. In

der Krankenversicherung aber laßt die Bericht¬

erstattung sehr vieles zu wünschen übrig. So

lassen sich eigentlich nur mit Mühe die gewaltigen
Wirkungen feststellen, die der Krieg auf die ge¬
samte Gestaltung der Sozialversicherung gehabt
hat. Man ist gezwungen, sie nur zwischendrinn

zusammenzusuchen.

Aus der allgemeinen Übersicht ist festzustellen,
daß sich in der Organisation des Amtes nichts

geändert hat. Die durch frühere Einberufung
vieler Beamten zum Heeresdienst entstandenen
Lücken sind durch deren Rückkehr wieder teil.

weise ausgeglichen worden. Es werden beschäftigt
rund 160 höhere Beamte mit akademischer Vor¬

bildung und rund 300 Kanzlei- und Bureaubeamte.
Sonst ist hervorzuheben, daß das Reichsversiche

rungsamt an zahlreichen sozialpolitischen Ver.

anstaltungen beteiligt ist und zu einschlägigen
Kongressen, Sitzungen usw. Vertreter entsandte.

Naturgemäß mußte sich das Amt in größerem
Umfang mit Kriegsmaßnahmen beschäftigen. Das
Zusammenwirken der Berufsgenossenschaften mit

dem Roten Kreuz auf dem Gebiete der ersten

Hilfe (Ausbildung von Betriebshelfern) mußte

weiter unterbrochen werden. An dem Erlaß ver-

schiedener Verordnungen, z.B. betreffs der Renten-

Zulagen, hat das Amt mitgewirkt. Besonders
hervorzuheben ist, daß das Amt in einem Erlasse
vom 19. November 1918 die Erwartung ausge¬

sprochen hat, daß die Berufsgenossenschaften ihre

früheren Angestellten, auch die unständig be¬

schäftigt gewesenen, in ihre Dienste zurücknimmt

Gleichzeitig ist die Schaffung einer Verwaltungs¬
stelle angeregt worden, um entbehrlich gewordene
Hilfskräfte anderweit unterbringen zu können.

Die Berufsgenossenschaften sind veranlaßt worden,
auf die Unternehmer einzuwirken, daß diese eine

möglichst große Zahl von Kriegsbeschädigten in

ihre Betriebe aufnehmen. Die Gesamtaufwen¬

dungen der Landesversicherungsanstalten für

Kriegswohlfahrtszwecke bezifferte sich bis Ende

1918 auf 70 Millionen Mark. Die Lohnerhöhungen
und die Berücksichtigung der Kriegsgefangenen¬
löhne bei der Umlage nach dem Gesetz vom

15. August 1917 haben bei den beteiligten Berufs¬

genossenschaften zu einem Sinken des durch¬

schnittlichen Umlagebeitrags auf 1000 Mk. Entgelt
geführt. Von der Verordnung vom 15. November

1917, die satzungsmäßige Grenze für die Unfall-

versicherungspflicht der Betriebsbeamten aus¬

zudehnen, haben 28 Berufsgenossenschaften Ge¬

brauch gemacht. In den meisten Fällen ist die

Gehaltsgrenze auf 7500 oder 8000 Mk. hinauf¬

gesetzt worden.

In der Organisation der Unfallversicherung hat

sich nichts geändert. Es wird eine Gesamtzahl

der Versicherten von 26' -Millionen nachgewiesen,
von denen aber etwa 3,3 Millionen doppelt gezählt
sind. Im Jahre 1918 wurden bei allen Versiche¬

rungsträgern 665 964 Unfälle angemeldet und

112 942 erstmalig entschädigt. An Entschädigungen
wurden 191 Millionen Mk. gezahlt, gegen 181

Millionen Mk. im Vorjahr. Im Jahre 1918 erhielter.

11141)12 Personen Bezüge auf Grund der Unfall¬

versicherung, darunter 860 544 Verletzte. Zulage
zu Verletztenrenten nach der Verordnung vom

17. Januar 1918 wurden an rund 21C00 Personei.

mit etwa 1700000 Mk. gezahlt. Von 68 gewerb¬
lichen Berufsgenossenschaften haben 64 insgesamt
392 Stellen für technische Aufsichtsbeamte ein¬

gerichtet. Bei den landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften sind nur 68 solcher Stellen vor

gesehen. Bei den Baugewerks-Berufsgenosser-
schaften sind bei 34 668 als überwachungsbedürfti*
nachgewiesenen Betrieben 47279 Besichtigungen
ausgeführt worden. Bei den übrigen gewerblichen
Berufsgenossenschaften sind von 534082 als vor¬

handen nachgewiesenen Betrieben 44203 besichtigt
worden. Da die Unfallverhütung die „Seele" der

Unfallversicherung sein sollte, könnte sie viel

besser ausgestaltet werden. Die Fälle, in den n

die Berufsgenossenschaften bereits innerhalb der

ersten 13 Wochen nach dem Unfall das Heilver-
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rahren übernommen haben, sind von 21929 im

Jahre 1913 auf 12442 im Jahre 1917 zurückgegangen.
Die Aufforderungen des Reichsversicherungsamts

zu größerer Ausgestaltung der Frühbehandlung

waren also vergeblich.
Im Spruchverfahren der Unfallversicherung

ergingen im Jahre 1918 von allen Versicherungs¬

trägern 365 806 Besch ide, darunter 45095 End¬

bescheide. Die Zahl der letzteren bildet zugleich
die Zahl der Einsprüche gegen die ersten Bescheide.

Die Zwecklosigkeit der Einsprüche, die zu 98 v.H.

von den Versicherungsämtern bearbeitet wurden,

ergibt sich daraus, daß nur in 9,3 v.H. der Fälle der

erste Bescheid abgeändert wurde. Über die Tätigkeit
der Oberversicherungsämter wird nichts mitgeteilt.
Die Zahl der beim Reichsversicherungsamt ein¬

gegangenen Rekurse verminderte sich weiter von

4167 im Jahre 1917 auf 3955 im Jahre 1918. In

78,4 v. H. der Fälle war er von den Versicherten

igelegt. Es fanden 344 Sitzungen mit 3889 münd¬

lichen Verhandlungen statt Bei den Rekursen

der Versicherungsträger wurden 40,8 v. H., bei

denen der Versicherten nur 18,6 v. H. der Urteile

der Oberversicherungsämter abgeändert. Im

Beschlußverfahren waren rund 2300 Beschwerden,

zum guten Teil sogenannte Arbeiterhilfsgesuche,
zu erledigen.

In der Invalidenversicherung vermehrten sich

vom Jahre 1917 zu 1918 die festgesetzten In¬

validenrenten von 103193 auf 110 702, Witwen¬

renten von 15742 auf 17687, Witwenkrankenrenten

von 1024 auf 1154. Dagegen verminderten sich

die festgesetzten Krankenrenten von 79834 auf

58529, Altersrenten von 72705 auf 43577, Waisen¬

renten von 96229 auf 86791. Es liefen am Ende

des Jahres 1918 986352 Invalidenrenten (durch
Entziehungen usw. 15000 weniger als im Vorjahr!)
79 290 Krankenrenten, 230962 Altersrenten, 70000

Witwenrenten, 432 954 Waisenrenten. Bei Berück¬

sichtigung der Kriegswirkungen kann man wohl

von einem Krebsgang der Invalidenversicherung
reden. Die Leistungen aus der Invaliden- und

Hinterbliebenenversicherung beliefen sich im

Jahre 1917 auf 3171/« Milionen Mark. Seit Ein¬

führung der Versicherung sind inagesamt 3794

illionen Mark gezahlt worden. Von der an¬

gegebenen Gesamtleistung des Jahres 1917 ent-

ien 94 Millionen Mark als Reichszuschuß auf

das Reich. Die Beitragseinnahmen der 31 Ver¬

sicherungsanstalten erhöhten sich von 225 Mil¬

lionen Mark im Jahre 1917 auf 238 Millionen Mark

im Jahre 1918. Es findet eine ständige Ver¬

schiebung der Versicherten nach den höheren

Lohnstufen statt. Das Reinvermögen der Ver¬

sicherungsträger hat im Jahre 1919 um 91 Mil¬

ionen Mark auf 2520 Millionen Mark zugenommen.
Im Jahre 1917 sind 98741 Versicherte mit einem

Kostenaufwand von 22l/t Millionen Mark in Heil¬

behandlung genommen worden. Für ollgemeine
Maßnahmen zur Verhütung der Invalidität oder

zur Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse

*urde nach § 1274 RVO. im Jahre 1917 die Summe

von 2 608859 Mark aufgewendet. Zur Über-

- ichung der Bei.ragsentrichtung sind 453 Beamte

tatig. Der Gesamtbetrag der von den Ver¬

sicherungsträgern bis Ende 1918 für gemeinnützige
Zwecke ausgeliehenen Gelder beläuft sich auf

1511 Vi Millionen Mark.

Die Rechtsprechung zur Invalidenversicherung
weist eine Verminderung der Bescheide in In-

v'diden- und Altersrentensachen von 313164 im

Jahre 1917 auf 260893 im Jahre 1918 nach. In

Hinterbliebenenbezügen verminderten sie sich

*on ) 78141 auf 157 392. Beim Reichsversicherungs¬

amt girgen 2050 Revisionen ein, gegen 2200 im

Jahre 1917. Sie waren in 93,1 v. H. aller Fälle

von den Versicherten oder deren Hinterbliebenen

eingelegt. Auf Invaliden- und Krankenrenten¬

sachen entfielen allein 82,1 Revisionen. In

76,7 v. H. aller Revisionen wurde das angefochtene
Urteil des Oberversicherungsamtes vom Reichs¬

versicherungsamt bestätigt.
Aus dem Gebiete der Krankenversicherung

sind die Mitteilungen des Reichsversicherungs¬
amtes im allerspärlichsten Maße gehalten. Hier

ist allerdings das Amt nicht in dem Grade höchste

Rechtsprechungs- und Verwaltungsbehörde wie

in den anderen Versicherungszweigen. Immerhin

hätte bei gutem Willen mehr gegeben werden

können. Aus der Verwaltung wird nur mitgeteilt,
daß das Amt an mehreren Tagungen teilgenommen
hat, daß zahlreiche Anfragen wegen Unzuständig¬
keit des Amtes unterbleiben mußten usw. In

der Rechtsprechung #aren 184 neu eingegangene
Revisionen zu verzeichnen, gegen 200 im Vorjahr.
Sie waren in 123 Fällen von den Versicherten

eingelegt. Außerdem gingen 67 Revisionen über

Erstattungs- und Ersatzansprüche ein. Der größte
Teil wurde durch Urteil erledigt, und zwar zu

Ungunsten der Versicherten. Zur Erledigung der

insgesamt 251 eingegangenen Revisionen waren

25 Spruchsitzungen nötig, in denen 231 Fälle

mündlich verhandelt wurden. Der große Senat

entschied eine Revision. Der Beschlufisenat hielt

neun Sitzungen ab, in denen 55 Sachen entschieden

wurden. Davon waren 28 erfolgreich. Weitere

26 Sachen erledigten sich durch Zurücknahme

der Beschwerde, Zurückweisung durch den Vor¬

sitzenden oder in anderer Weise. In 24 Fällen

war nach § 1640 RVO. das zuständige Ver¬

sicherungsamt zu bestimmen. — Alles in allem

enthält der Bericht zwar manche bemerkenswerte

Mitteilung, man kann sich aber vorstellen, daß

er noch ergiebiger und noch interessanter

sein könnte. Stellt er doch die einzige Quelle

zusammenfassender Darstellungen aus dem großen
und bedeutungsvollen Gebiete unserer Sozial¬

versicherung. Sie sollte deshalb besonders ge¬

pflegt werden. Der Sozialpolitiker ist sonst zu

sehr auf lückenhafte Hilfsmittel angewiesen.

Kriegsteilnehmer und Angestelltenversiche¬
rung. Für diejenigen Angestellten, die vor ihrer

Einziehung zum Kriegsdienst Beiträge zur An¬

gestelltenversicherung entrichtet haben, entsteht

nach ihrer Entlassung die Frage, ob die früher

von ihnen geleisteten Beiträge verfallen sind,

und ob etwa der Antrag auf Gewährung irgend
einer Versicherungsleistung gestellt werden kann.

I. Für das erste Kalenderjahr, in dem Bei¬

träge zur Angestelltenversicherung entrichtet

werden, kommt ein Erlöschen der Anwartschaft

aus diesen Beiträgen nicht in Frage. Dagegen
müssen vom zweiten bis zum elften Kalenderjahr
der Versicherung mindestens je acht und in jedem

späteren Kalenderjahr mindestens je vier Beitrags¬
monate nachgewiesen werden

Als Beitragsmonat für die Aufrechterhaltung
der Anwartschaft gilt zunächst jeder Kalender¬

monat (auch Tellraonat), für den ein Beitrag ent¬

richtet ist. Ferner werden als sogenannte Ersatz¬

tatsachen gewisse Tatbestände angerechnet, wie

Heeresdienst, Krankheit, Besuch staatlich an¬

erkannter Lehranstalten, Aufenthalt in feindlicher

Zivilgefangenschaft und vaterländischer Hilfs¬

dienst. Auch die Ersatztatsachen brauchen nicht

den vollen Kalendermonat hindurch zu bestehen.

Nach diesen Grundsätzen müssen die An¬

gestellten an der Hand ihrer Versicherungskarte
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oder eines von der Reichsversicherungsanstalt
zu erteilenden Kontoauszuges prüfen, ob sie vom

zweiten Jahr ihrer Angestelltenversicherung ab

für jedes Kalenderjahr acht Beitragsmonate auf¬

weisen können. Soweit dies nicht möglich ist,
müssen die fehlenden Monate durch freiwillige
Beiträge belegt werden

Wenn zum Beispiel ein Angestellter für die

Monate Januar bis April 1913, April bis Juli 1914

Beiträge entrichtet, bei Kriegsausbruch eingezogen
und am 1. September 1918 entlassen wird, so ist

seire Anwartschaft bis zum 1. Januar 1919 auf¬

recht erhalten. Denn für das Jahr 1914 sind vier

Monatsbeiträge bezahlt und fünf Monate werden als

Kriegsdienstzeit angerechnet. In den Jahren 1915,
1916, 1917 sind je zwölf und für 1918 acht Bei¬

tragsmonate nachgewiesen. Erhält der Angestellte
am 1. Januar 1919 wieder eine versicherungs¬
pflichtige Stellung, dann bewirf es also zur Auf¬

rechterhaltung der AnwartsÄaft keiner weiteren

Schritte. Wird der Angestellte aber nach seiner

Entlassung aus dem Heeresdienste nicht wieder

versicherungspflichtig, so muß er durch freiwillige
Entrichtung von Beiträgen dafür sorgen, daß sein

Versicherungsverhältnis auch weiterhin aufrecht

erhalten wird. Er muß also für 1919 mindestens

acht freiwillige Beiträge entrichten, soweit er nicht

Krsatztatsachen geltend zu machen imstande ist.

Von den Ersatztatsachen werden die vollen

Kalendermonate des Kriegsdienstes auch auf die

Wartezeit und bei Berechnung der Versicherungs¬
leistungen an Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten

ar gerechnet, ohne daß Beiträge entrichtet zu

werden brauchen. Dagegen sind die Teilmonate
von Kriegsdiensten und die vollen oder Teilmonate
von sonstigen Ersatztatsachen weder für die

Zurücklegung der Wartezeit, noch bei der Be¬

rechnung der späteren Leistungen der Angestellten¬
versicherung von Bedeutung. Die Versicherten
erhalten nämlich nicht ohne weiteres Ruhegeld,
wenn sie das 65. Lebensjahr vollendet haben oder

berufsunfähig geworden sind, sondern sie müssen
auch die Wartezeit erfüllt haben, die für männ¬

liche Versicherte 120 oder 150 Beitragsmonate
auf Grund der Versicherungspflicht betragen.
In diese 120 oder 150 Beitragsmonate werden
also zum Beispiel die Zeiten des vater¬

ländischen Hilfsdienstes nicht eingerechnet, auch
bei der Berechnung der Höhe des Ruhegeldes
bleiben sie außer Betracht. Deshalb ist es zweck¬

mäßig, auch für solche Zeiten freiwillige Beiträge
zu leisten, für welche Ersatztatsachen geltend
gemacht werden können, soweit es sich nicht etwa

um volle Kalendermonate von Kriegs-, Sanitäts¬
oder ähnlichen Diensten handelt.

Ein A ngestellter hat zum Beispiel vom 1. Januar
1913 bis zum 1. August 1914 Pflichtbeiträge ent¬

richtet, dann wird er bei Kriegsausbruch ein¬

gezogen und am 15. Dezember 1918 entlassen.
Vom 1. Januar 1919 entrichtet er wieder Pflicht¬

beiträge. Dieser Angestellte \ at Hie Wartezeit
für das Ruhegeld im Februar 1923 erfüllt. Denn
er hat bis zum 1. August 1914 19 Beitragsmonate
z .rückgelegt. Der August 1914 gilt nicht als
voller Krie^sdienstmonat, da die Mobilmachung
erst am 2. August 1911 erfolgt ist. Dagegen wird
die Zeit vom 1. September 1914 bis zum 1 Dezember
191Snach der Bunde ratsverodnung vom 26. August
1915 angerechnet. Diese Anrechn ,ng ergibt 51,
zusammen also 70 Beitragsmonate. Die fehlenden
50 Beitragsmonate egt er in der Zeit vom 1. Januar
1919 bis zum Februar 1923 zurück. Wird er

dann im Laufe des Monats Februar berufsunfähig,
so ist die Wartezeit f jr das Ruhegeld erfüllt, da

für den Teil des Monats Februar, in dem der

Angestellte noch nicht berufsunfähig war, der

gesetzliche Beitrag zu entrichten ist.

IL Zur Zeit — im Jahre 1919 — kann die
Wartezeit für das Ruhegeld von männlichen Ver¬
sicherten nur dann erfüllt sein, wenn sie die
Wartezeit nach vorheriger ärztlicher Untersuchung
durch Einzahlung eines entsprechenden Kapitals
bei der Reichsversicherungsanstalt abgekürzt
haben. Regelmäßig kommt also heute für einen

Kriegsteilnehmer ein Ruhegeld der Angestellten¬
versicherung nicht in Frage. Wohl aber bestehen
für ihn folgende Möglichkeiten:

1. Wenn für die vollen Kalendermonate des

Kriegsdienstes Beiträge geleistet worden sind,
obwohl diese Monate auch ohne Beitragsleistung
angerechnet werden, so kann die Rückerstattung
dieser Beiträge beantragt werden. Zu diesem
Zwecke hat sich der Kriegsteilnehmer mit seinem

Arbeitgeber in Verbindung zu setzen, der sich an

die Reichsversicherungsanstalt wendet. Der Ver¬

sicherte selbst ist nur dann zur Stellung eines solchen

Erstattungsantrages berechtigt, wenn er die Bei¬

träge als freiwillige Versicherungsbeiträge selbst

an die Reichsversicherungsanstalt entrichtet hat

2. Ferner kommt für Kriegsteilnehmer ein

Antrag auf Gewährung eines Heilverfahrens in

Betracht, wenn sie glauben, daß infolge einer

Kriegsbeschädigung oder einer .sonstigen Er¬

krankung ihre Berufsunfähigkeit einzutreten droht,
aber durch ein Heilverfahren abgewendet werden

kann. Für Kriegsteilnehmer, die schon berufs¬

unfähig sind, kann ein Heilverfahren dann ein¬

geleitet werden, wenn zu erwarten ist, daß das

Heilverfahren die Berufstätigkeit wieder herstellt.

Anträge auf Gewährung eines Heilverfahrens sind

an den zuständigen Ortsausschuß der Vertrauens¬

männer der Angestelltenversicherung oder aber

an die Reichsversichungsanstalt zu richten.

3. Als Heilverfahren sieht die Reichsver¬

sicherungsanstalt bei versicherten Kriegsbe¬
schädigten auch die Berufsberatung und die Berufs-

umlernung an und übernimmt die dadurch ent¬

stehenden Kosten. Anträge auf Übernahme der

Berufsberattfng und Berufsumlernung sind an den

zuständigen Ausschuß der Kriegsbeschädigten¬
fürsorge zu richten.

4. Ist ein Kriegsteilnehmer infolge seiner Teil¬

nahme am Kriege dauernd berufsunfähig geworden,
so werden ihm auf seinen Antrag die Hälfte de;

an die Reichsversicherungsanstalt entrichteten

Pflichtbeiträge erstattet. Bei freiwilliger Ver¬

sicherung werden 3
* der eingezahlten Beiträge

erstattet. Der Erstattungsantrag ist an den Renten¬
ausschuß zu richten. Beru^unfähig ist ein An¬

gestellter, dessen Arbeitsfähigkeit auf weniger
als die Hälfte derjenigen eines körperlich und

geistig gesunden Versicherten von ähnlicher Aus

Bildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fähig¬
keiten herabgesunken ist.

III. Soweit hiernach Zweifel bestehen,
empfiehlt sich eine Anfrage bei dem zuständigen
Ortsausschuß der Vertrauensmänner der An¬

gestelltenversicherung oder bei der Auskun ts-

stelle des Rentenausschusses in Berlin-Wilmers¬

dorf, Nikolsburgerplatz 2.

Die Gewahrung von Zahnersatz durch die

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. Zum

Abkommen zwischen der Reichsversicherum.
anstalt für Angestellte mit den Krankenkassen
verbänden ist den Hauptverbänden der Kranken

kassen folgendes Schreiben des Direktoriums
der Reichs Versicherungsanstalt zugegangen:
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Fast ein Jahr ist das zwischen der R3ichs-

versicherungsanstalt und den Krankenkassen- und

Eisatzkassen verbänden geschlossene Abkommen

das ein engeres Zusammenarbeiten beider Ver¬

sicherungsträger auf dem Gebiete der Heil¬

fürsorge bezweckt, in Kraft. Die zahlreichen in

diesem Jahre eingegangenen Vierteljahresab-
rechnungen haben gezeigt, daß sich die Kranken¬

kassen zum Vorteil unserer Versicherten all¬

mählich fast durchweg den getroffenen Verein¬

barungen angeschlossen haben. Auch die Reichs¬

versicherungsanstalt ist ihrerseits in den ver¬

flossenen Monaten mit Erfolg bemüht gewesen,
manche keinem Verbände angehörende Kranken¬

kassen zum Beitritt zu dem Abkommen zu bewegen.
Was die Durchführung des Abkommens an¬

geht, so erscheint es zunächst zweckmäßig, den

Krankenkassen zu empfehlen, ihre Mitglieder
schon in den Satzungen unter Hinweis auf das

bestehende Abkommen darauf aufmerksam zu

machen, daß Zahnersatzanträge nicht mehr bei

der Reichsversicherungsanstalt, sondern nur bei

der Krankenkasse zu stellen sind, der die Be¬

arbeitung dieser Anträge und die Einforderung
der Zuschüsse obliegt. Ferner veranlassen uns

zahlreiche Anfragen einzelner Krankenkassen,
folgende Punkte des Abkommens und die im

Anschlüsse daran geschaffene Praxis im Interesse

seiner einheitlichen Auslegung nochmals besonders
hervorzuheben:

1. Nach dem Zahnersatzabkommen liegt die

Bearbeitung der Zahnersatzanträge ausschließlich
den Krankenkassen ob. Diese haben demgemäß
die Anträge entgegenzunehmen und die An¬

fertigung des Gebisses zu veranlassen, wobei es

ihrem Ermessen anheimgestellt ist,ob sie vorher die

Beibringung einer ärztlichen Bescheinigung über
die Notwendigkeit des Gebisses von dem Ver¬
sicherten fordern wollen oder nicht. Sie haben
für cie Begleichung der zahnärztlichen Rechnung
zu sorgen und dabei insbesondere den Antrag¬
steller zur Zahlung des auf ihn entfallenden
Kostenanteils anzuhalten. Auch die etwaige Be¬

teiligung der Landesversicherungsanstalten haben
die Krankenkassen festzustellen. Hier sind Einzel¬

anfragen erforderlich, wenn sich die Landes¬

versicherungsanstalten nicht allgemein ebenfalls
zur Leistung bestimmter Zuschüsse bereit erklärt

haben, wie es bereits mehrfach geschehen ist.
Der Zuschuß der Reichsversicherungsanstalt

ist nicht im Einzelfalle, sondern mittels einer

Vierteljahresrechnung einzufordern, für die das
bereits bekanntgegebene Muster nach Möglich¬
keit zu verwenden ist. Vorherige Anfragen bei
der ReichsVersicherungsanstalt oder vorherige
Übersendung von Unterlagen sind grundsätzlich
nicht notwendig, sie empfehlen sich nur in

Zweifelsfällen. Die Zugehörigkeit des Antrag¬
stellers zum Versichertenkreis der Reichsver-

^icherungsanstalt kann von den Krankenkassen
durch Prüfung der Versicherungskarte vorläufig
festgestellt werden.

2. Zuschüsse werden von der Reichsversiche-

"'J.'gsanstalt vereinbarungsgemäß nur für Zahn-
>atz gewährt, nicht für Zahnbehandlungen.

Etwaige Behandlungskosten sind deshalb in den
v erteljahrsrechnungen am besten wegzulassen.

Zuschüsse ier ReichsVersicherungsanstalt
'trag n ein Drittel oder ein Viertel, je nach-

lf I-, ob neben der Reichsversicherun^ anstalt
iur die Krankenkasse oder auch die Landes-
ve Sicherungsanstalt beteiligt ist. Die Hälfte der

*n wird n ;r bei Bedürftigkeit des Antrag-
llers ind n i dann übernommen, wenn die

weitere Hälfte von anderer Seite getragt n, der
^ trjgsteller also selbst vollständig freigestellt

wird. Das Vorliegen der Bedürftigkeit hat die
Krankenkasse nach ihre n Ermessen festzustellen,
sie wird der Reichsver.-icherungsmstalt durch
eine dahingehende Erklärung der Krankenkasse

nachgewiesen.
Ist der Antragsteller ausweislich der Ver¬

sicherungskarte nach § 330 des Versicherungs¬
gesetzes tür Angestellte von der eigenen Beitrags¬
leistung befreit, so stehen ihm nach § 392 des

Gesetzes nur die halben Leistungen des Gesetzes
und deshalb auch des Abkommens zu, nämlich

nur ein Sechstel, ein Achtel oder ein Viertel der
Gesamtkosten.

Die Zuschüsse werden nach dem Abkommen

nur zu den Kosten eines einfachen Zahnersatzes

gewährt. Ihre Höhe wird von den Krankenkassen

nach den bei ihr üblichen Sätzen festgestellt und

von der Reichsregierungsanstalt ohne weitere

Nachprüfung als für sie maßgebend anerkannt,
da es wegen der zahlreichen Vereinbarungen der

Krankenkassen mit Zahnärzten usw. nicht zweck¬

mäßig erscheint, allgemeine Einheitssätze fest¬

zustellen.

Die Verwendung teuerer Stoffe kann nur zu¬

gebilligt werden, wenn eine solche Maßnahme

aus gesundheitlichen Gründen oder wegen be¬

sonderer Beschaffenheit des Kiefers der Kranken¬

kasse gegenüber ärztlich für notwendig erklärt

wird. Es genügt also z. B. nicht die bloße Mit¬

teilung eines Zahnarztes oder Zahntechnikers,
daß einfachere Stoffe nicht haltbar genug und

deshalb teurere Stoffe verwendet seien. Die

Notwendigkeit der Verwendung besserer Stoffe

wird der Versicherungsanstalt gegenüber durch

eine entsprechende Erklärung der Krankenkasse

nachgewiesen.
3. Die Reichversicherungsanstalt gewährt Zu¬

schüsse nur zu den Kosten eines notwendigen
Zahnersatzes. Notwendig scheint ein Ersatz in

der Regel nur dann, wenn durch das Fehlen einer

größeren Anzahl von Zähnen die Kaufähigkeit
erheblich beeinträchtigt wird. Beim Fehlen von

ein bis vier nicht nebeneinanderliegenden Zähnen

wird daher im allgemeinen die Notwendigkeit der

Beschaffung von Zahnersatz zu verneinen und

die Gewährung eines Zuschusses abzulehnen sein.

4 Zuschüsse zu nötigen Umarbeitungen be¬

reits vorhandener künstlicher Gebisse werden in

derselben Höhe wie zu Zahnersatzkosten in ent¬

sprechender Anwendung des Abkommens grund¬
sätzlich gewährt, sofern nicht der Antragsteller
die Umarbeitung vorsätzlich oder fahrlässig ver¬

schuldet hat. Eine solche von der Krankenkasse

zu prüfende Notwendigkeit wird insbesondere

dann vorliegen, wenn durch Veränderung des

Kiefers oder des noch vorhandenen Zahnbestandes

der frühere Zahnersatz seinen Zweck nicht mehr

zu erfüllen vermag und deshalb die Umarbeitung
notwendig ist, um die Kaufähigkeit wieder her¬

zustellen. Bei notwendiger Umarbeitung wird zur

Kostenersparnis stets darauf zu halten sein, daß

noch brauchbare Stoffe wieder verwendet werden.

Rechtsprechung.
Wi. Wer ohne Grund der Einweisung in ein

Krankenhaus nicht folgt, verliert Jeden Anspruch
auf Krankeuunterstützuiig. (Entscheidung des

t ,'berversicherungsamts An sbeig vom 18. Juli 1919,
5 K 19 II.

Gründe: Die Allgemeine Ortskrankenkasse in

W. hat nach ihrer einwandfreien Erklärung v< m

3. Juli 1919 den Art eiter E. mit Rücksicht darauf,
daß er wiederholt d r Krankenordn ng zuwi :er

gehandelt hat, am 21. Dezember 1918 in das Kranken-

zu W. eingewiesen. E. hat dieser Einweisung nicht
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sofort, sondern erst am 13. Januar 1919 Folge ge¬

leistet. Der Zustimmung d>s Klägers zur Ein¬

weisung in das Krankenhaus bedurfte es nicht,
selbst wenn d?r Kläger, wie er behauptet, einen

eigenen Haushalt hat, da wiederholte Zuwider-

handlungn gegen die Krankenordnung gemäß § 184

Abs. 3 Ziffer 3 RVO. die Anordnung der Kranken¬

hauspflege ohne Zustimmung des Versicherten

rechtfertigen. Einen triftigen Grund, der sein

ablehnendes Verhalten gegenüber der Anordnung
der Kasse rechtfertigen könnte, hat der Kläger
nicht geltend zu machen vermocht. Insbesondere

kann als ausreichende Rechtfertigung seiner Wei¬

gerung der Einwand, daß er den Eintritt in das

Krankenhaus hinausgeschoben habe, weil er zu¬

nächst die in seinem Besitze befindlichen leicht

verderblichen Lebensmittel habe verbrauchen

müssen, nicht angesehen werden. Der Kläger
konnte die Lebensmittel durch Mitnahme in das

Krankenhaus vor dem Verderben schützen. Da¬

durch aber, daß der Kläger ohne genügenden
Entschuldigungsgrund der Einweisung in das

Krankenhaus bis zum 13. Januar 1919 keine Folge
geleistet hat, ist er für die Dauer seines ab¬

lehnenden Verhaltens, also vom 21. Dezember 1918

bis 13. Januar 1919 jedes Anspruchs auf Kranken¬

unterstützung, insbesondere auch des Kranken¬

geldes, verlustig gegangen. Gegen diese Ent¬

scheidung ist gemäß § 1695 Ziffer 2 RVO. die

Revision ausgeschlossen.

Wi. Erhebung höherer Beitrage fOr gefähr¬
liche Betriebe. (Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts vom 8. Juli 1919, I G 11/19.)
Gründe: Nach Prüfung des Sachverhalts be¬

stand für das Reichsversicherungsamt kein Anlaß,
von der Vorentscheidung abzuweichen. Der Ein¬

wand des Beschwerdeführers, daß die Berufs¬

genossenschaft nach dem geltenden Gefahrtarife

kein Recht zur Erhöhung der Gefahrziffer habe,
weil die in dem Gefahrtarif für die einzelnen Ge¬

werbszweige oder Arbeitstätigkeiten festgesetzten
Gefahrziffern jede vorkommende Arbeit umfassen,
sowie daß eine Änderung in seinem Betriebe, die

eine Neuveranlagung nach § 711 RVO. zulasse,
nicht eingetreten sei, trifft nicht zu. Die in dem

Gefahrtarif unter der laufenden Nr. 24 festgesetzte
Gefahrziffer 11,5 gilt für Maurerarbeiten mit den

gewöhnlichen Unfallgefahren, während der Vor¬

stand durch die Bestimmung im Abschnitt II Ziffer3

des Tarifs ermächtigt wird, zur Deckung eines

der Berufsgenossenschaft durch ungewöhnliche
erwachsende größere Unfallrisikos die Gefahr¬

ziffer eines Betriebes zu erhöhen. Die Annahme

des Beschwerdeführers, daß diese Bestimmung
ihre Stütze lediglich im § 712 RVO. finde, ist irrig.
Denn nach diesem können Unternehmern nach

den Unfällen, die in ihrem Betriebe vorgekommen
Bind, für die nächste Tarifzeit oder einen Teil

von ihr Zuschläge auferlegt oder Nachlässe be¬

willigt werden. Wenn auch in dem Betriebe des

Beschwerdeführers selbst eine Änderung nicht

eingetreten, so ist doch nach den Erfahrungen
durch die Verlegung eines Teiles des Betriebes

in das Gelände einer im Betriebe befindlichen

Sprengstoffabrik eine Änderung der Gefahr¬

verhältnisse eingetreten, die eine Erhöhung der

Gefahrziffer für diesen Betriebsteil rechtfertigt.
Gegen die Höhe des Zuschlags von 25 v. H. be¬

standen keine Bedenken, da die Berufsgenossen¬
schaft entsprechend der Sprengwirkung der her¬

gestellten Sprengstoffe die Gefahrziffer solcher

im Explosionsbereich von Sprengstoffabriken lie¬

genden Betriebe bis zu 50 v. H. erhöhen kann.

Diese Entscheidung ist nach § 84 RVO. endgültig.

Die durch den Krieg verursachte höhere
Zahl von Arbeitstagen als 300, ist trotz der

langen Dauer des Krieges nicht als „betriebs¬

üblich4* anzusehen und daher bei Berechnung
des Jahresarbeitsverdienstes für die Renten¬

festsetzung nicht zu berücksichtigen. (Rekurs¬
entscheidung des Reic sversicherungsamts vom

26. März 1919. — Ia 3617/18 10 B.)

Nach § 564 Abs. 1 RVO. gilt als Jahresarbeits¬

verdienst, wenn der Verletzte ein volles Jahr vor

dem Unfall im Betriebe beschäftigt war, das Drei

hundertfache des durchschnittlichen Verdienstes
für den vollen Arbeitstag. Dies ist die Regel. In

Abs. 2 a. a. 0. ist dann bestimmt, daß, wenn die üb¬

liche Betriebsweise eine höhere oder niedrigere
Zahl von Arbeitstagen ergibt, mit dieser Zahl statt

mit 300 vervielfältigt wird. Es kommt also ai,f

die „übliche" Betriebsweise an. Vorübergehende
Betriebssteigerungen oder Betriebseinschränkun¬

gen sind nicht geeignet, ein in der Normalzeit

der Arbeitstage abweichende übliche Betriebs¬

weise im Sinne des § 564 Abs. 2 RVO. zu schaffen

(zu vergleichen Handbuch der Unfallversicherung
III. Auflage, Band I, Seite 279, Anmerkung 9 zu

§ 10 des GUVG.). Im vorliegenden Falle hat der

Kläger in dem dem Unfalltage vorangegangenen
Jahre nach der bei den Akten befindlichen Lohn¬

nachweisung an 331 Tagen gearbeitet, die sonst

bei Reparaturhauern übliche Zahl der Arbeits¬

tage überschritten. Es handelt sich dabei aber

um außergewöhnliche durch den Krieg verursachte

Verhältnisse. Da nicht abzuzusehen ist, daß diese

Verhältnisse auch weiterhin unverändert bestehen

bleiben, so kann nicht angenommen werden, daC

schon zur Zeit des am 1. April 1916 erfolgten
Unfalls eine Änderung in der Betriebsweise ein¬

getreten ist, die es rechtfertigen könnte, bei der

Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes von der

Regel des § 564 Absatz 1 a. a. O. abzuweichen.

Somit ist der Jahresarbeitsverdienst in der Art

festzusetzen, daß der von dem Verunglückten
für einen vollen Arbeitstag erzielte Verdienst

mit 300 vervielfältigt wird. Da der Verunglückte
an 331 Tagen insgesamt 1812,68 Mark, täglich also

5,48 Mark verdient hat, so ergibt sich ein Betrag
von 300/5,48 Mark = 1644 Mark. Diesen hat

die Berufsgenossenschaft der Rentenberechnung
zugrunde gelegt.

Soziale Chronik.

Kommunaldarlehen der Reichsversiche¬

rungsanstalt för Versicherte. Dem Vernehmen

nach hat die Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte neben dem hypothekarischen Beleihungs-
geschäft auch das Kommunaldarlehnsgeschäft
.wieder aufgenommen. Kommunaldarlehnsgesuche
können auch unmittelbar von Gemeinden, Ge¬

meindeverbänden, Kreisen usw. eingereicht werden
und sind an das Direktorium der Reichsver

sicherungsanstalt für Angestellte, Abteilung III.

Berlin-Wilmersdorf, Brandenburgischestraße
zu richten.

Berichtigung.
In dem Leitartikel in Nr. 15 unserer Zeit¬

schrift sind folgende Druckfehler unterlaufen:

Aur Seite 170, rechte Spalte, Zeile 29 feb t

hinter dem Wort Zustellung das Wort nicht.

Auf Seite 171, rechte Spalte, Zeile 7 von unten

muß es heißen zustellt und nicht zugestellt.
Auf Seite 172, linke Spalte, Zeile 19, muß es

statt anzumelden, anzustellen heißen.

Verantwortlich für Redaktion: Josef Aman, Berlin. Verla«: C. Giebel, Berlin. Druck: A. Schlickt * Cie., Berlin N U



Staatsbürgerliche Bildung — die forderung der Zeit!

Breslau, den 7. lÄai 1919.

An die Geschäftsstelle für die Zeitscbrift
Gesetz und Recht" Berlin-Lichterfelde,Weddigen-

weg 64.

E.D.2227 Unter Bezugnahme auf unseren Briefwechsel

vom b/lü.März 1919 bitte ich um Übersendung der

bisher vorliegenden 19 Bände lorer Zeitschrift in

gebundener Fora zum ermäßigten Preise von 110 Mark.

Gleichzeitig verpflichte icb micb für den Bezug des

laufenden 20.Jahrgangs»
Ich bitte um gefällige. Nachlieferung der bisher

erschienenen Hefte.

Üo c hac b tungsv oll

Rechtsanwalt.

Solche ßeftellungen, wie die vorftebend nachgebildete, geben fortwährend ein. Sie bezeugen neben zabt-

-cichen anerkennenden Zufdmften den hoben Gegenwartswert der jetzt im 20. Jahrgänge crfchcincnden

Zeitfcbrift für allgemeine Rechts- und 8taatskunde „Gcfetz und Recht'4. HUen Ter-

traltungsftellen kaum entbehrlich, bietet diefe dem aufmerkfamen Zeitungslcfcr, inebefondere jedem

r^rtrartaftrebenden Beamten, in jedem fjeft eine fülle politifch wichtiger Hnregungen und Belehrungen.

Probehefte verfendet und ßeftellungen vermittelt der Verlag der „Hrbciter-Verforgung" in

ßcrlin-Cicbterfeldc, CQeddigenweg 64.

3|< |C

Iriejlichen Unterricht in
1ir7Cflirift (Einigungssystem
UI ÜUUnj I Stolze-Sdirey),

Kosten 2,50 Mk. u. Portoauslagen%
erteilt [»

Arbelter-Stenographen-Verein
Stolze-Sahrey, Hamburg.

Der Vorstand. I. A.: H. Spledtermann,
Hamburg 25, Bürgerweide 57.

«===|i i|t , , , 1

Praktischer Wegweiser für Gläubiger zum Schutz gegen böswillige Schuldner.

Nach höchstgerichtlichen Entscheidungen bearbeitet

von Justizrat Emanuel.

Gegen Voreinsendung von 1.50 M. (Nachnahme 1.75 M.) franko durch

Themis-Verlag, Berlin N 4, Chausseestraße 5.

(Postscheck-Konto 16091.)

fcrd. Dümmlers Verlagsbuchhandlung, Berlin 8016$, Scbützenftr« 29-30

Soeben ift er(d)ienen:

Ergänzungsband 1919 zu Götze-Schindler

Jahrbuch der Hrbetterverficberung 191$
31. Jahrgang 1919 Dach amtlichen Quellen zufammengeftellt. Preis 10 Mark

Jahrgang 191s mit €rgän2un0$Daitd 1919 <4 Bände) J?u$nabmepreis 24 mark ['"

Diefer Ergänzungsband bringt die inzwischen ergangenen Gntfcbeidungen zu den betreffenden Paragraphen der RUO.

und ferner die einlchlägigen neuen Bekanntmachungen und Uerordnungen. Außerdem enthält er die
„
Orts lehne",

dK inzwischen für viele Betriebe anderweit fepge[eM lind, Iowie die Jabrcsarbeitsverdienfte land- und

forliwirtfchaftlicher Arbeiter44, die inzwileben ebenfalls vielfach abgeändert (ind.

fu? die Beider ucs ]abrcu<hes 191$ \\\ die flnlcbaflung des trgänzungsbandes ein Erfordernis, aber aud) den neuen Beziebern kann nur

empfohlen werden, den abrgang 191$ noch nachträglich zu beftellcn. Derfelbe enthält u. a. glcicbzeitia den collftättdigcn Cext der RUO.

mit Caafeidei von flumcrKungcw, die fämtliche Entlcheidungen ujw. bringen, 10 daft das Jahrbuch zugleich eine« collftäwdigen

und zwar den neueften Kommentar zur RUO. bildet*

unentbehrlich für Yerficberungsbebördcn, Berufsgcnofrenfcbaften, Krankenhaffen, Kaffcnbeamte,
_%

©ewerhfebaften, groljgewcrblicbc Unternehmungen, Sozialpolitiker, JJrzte, Hnwalte ufw.
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t>er 0teüennod)tDei0
ift fefet oen der größten ÜHcftfgteit. dei der großen

6tellen(oflgfeit bcfondere unter unferen l>cittu

gefeinten ßriegdtcünebmern und unferen »eiblicben

Ocrufsongcbörigen

muß
für beföleuntgte Unterbringung geforgt »erden.

5ede offene 6teUung bei 6eb8rden, RtanUntafftn,

ÖerufagenefTenföaften, RedjtßQnroälten, Potent'

anmalten, DerflcfterungegefeUftaften und 3nduflrfe*

betrieben ift fofort unferem auflandigen Orte» oder

unferem Central »6teUenna<bn>eis 3« melden«

mit oüen Bütteln muß die $teUem>ermftte(ung

gefördert »erden.

Vertragsformulare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis:

bis 25 Stück pro Stück 2t PI.

darüber
, ,

15
,

hält vorratig

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Von der

Pensions- und Hinterbliebenenfursorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

kOnnen Im Einzelfall bereits nadi 5 Jahren gewahrt werden:

Invalldenunterstutzung: 150 Mk. jährlich pro Anteil (der Satz

steigt mit der Dauer der zurückgelegten Wartezelt);
mtersunterstUtzung: nach vollendetem 65.Lebensjahre in Höhe

der InvalidenunterstQtzung;
Witwen Unterstützung: 50 v.H. der InvalidenunterstQtzung;

Waisenunterstützung an Waisen Im Alter bis zu 16 Jahren.

An Beitragen Ist pro UnterstOtzungsantell und Monat zu zahlen:

1,10 Mk. von Mitgliedern, die Im Alter bis zu 40 Jahren

1.50
- .

50
,

!,— « ¦ . » ¦
höheren Alter Anteile erwerben.

Es können bis zu fünf Anteilen übernommen werden.

Beltrtttstormulare und nähere Auskünfte Obermittelt auf Wunsch die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes

Verbandsvorsitzender Carl Giebel, Berlin 0 27, Dlrdcsenstrafje t.

Dr.ELPßtri

in der deutschen Schrift-

und Umgangssprache.

GroBe Ausgabe
30. Auflage, vollständig neu bearbeitet

von Oberlehrer Uc. Dr. Wilhelm Erbt

75 Druckbogen • 1200 Selten mit Ober

100000 Worterklärungen

Gebunden 10 Mark

Volks - Ausgabe
30. Auflage, neu bearbeitet von Prot

Dr. Rudolf Krause

55 Druckbogen • 862 Seiten mit etwa

70000 Worterklärungen

Gebunden 7,50 Mark

Zu beziehen durch die

Verbind«-Buchhandlung Girl Giekti

Berlin 0 27, ftireksenstrasse 4.

mmmmmmm

Besitzen Sie
»Schönwalds Vereinfachter Geschäfts

gang bei Krankenkassen«?

Als Nachschlagewerk und zur Weiterbildung
besonders geeignet, liefert zu 3 Mk. 30 Pf.

Friedr. Schönwald, Dflsseidorf

Kreuzstraße 52. [m

MSMSMMMSMXM

Nebenverdienst
9U|

aus dem Papierkorbe. Kaufe Bricfwarkci

von Bayer«, sowie Dienstmarke« vo« Baveni

««4 mirttembera.

WHh. Voelcker, waidhoi

urtstlsche Werke alle

Art. KlQSSiher-Ausgaber

und sonstige lltercrlsclr

Erscheinungen
Können bezogen werden durch cJU

YeiHaadsbedibaDdlBDD tarl Gleit'
Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.

\>rla*: C <*i*h*l, Berlin () 27, DirckseMtratte 4. — Verantwortlich für den Anzeigenteil: H. Zaddach, B*rltn.

ürucK Ton Alexander Schlicke «V Cie., Berlin N *4, Klafeser Straße ftft-8*


